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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Wassergesetz (WsG) 
(vom …) 

   

Der Kantonsrat, 
nach Einsichtnahme in den Antrag des Re-
gierungsrates vom 28. Januar 2015, 
beschliesst:  

Der Kantonsrat, 
nach Einsichtnahme in die Anträge des Re-
gierungsrates vom 28. Januar 2015 und der 
Kommission für Energie, Verkehr und Um-
welt vom 28. November 2017, 
beschliesst:  

  

  Minderheit: Ruedi Lais, Rosmarie Joss, 
Thomas Forrer, Felix Hoesch 

 

  I. Auf das Wassergesetz wird nicht eingetre-
ten. 

 

  II. Mitteilung an den Regierungsrat.  

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen:    

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen    

Gegenstand und Geltungsbereich    

§ 1. 1 Dieses Gesetz regelt die Gewässer- 
hoheit, den Raumbedarf der Gewässer, den 
Hochwasserschutz, die Revitalisierung der 
Gewässer, den Gewässerschutz unter Ein-
schluss der Siedlungsentwässerung und der 
Abwasserreinigung, die Nutzung der Gewäs-
ser und die Wasserversorgung. 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Es gilt für alle öffentlichen und privaten Ge-
wässer.  

   

Zweck    

§ 2.  Dieses Gesetz bezweckt: 
a.  die Sicherung des Bestandes und des 

Raumbedarfs der Gewässer, 
b. den Schutz von Menschen, Tieren und 

Sachen vor schädigenden Einwirkungen 
des Wassers, 

c.  die Erhaltung des natürlichen Zustands 
und die Revitalisierung der oberirdischen 
Gewässer, 

d.  die Erhaltung, Aufwertung und Schaffung 
von Lebensräumen für Tiere und Pflan-
zen im und am Wasser, insbesondere für 
gefährdete Arten, sowie die Förderung  
einer standortgerechten Artenvielfalt, 

e.  die Erhaltung und Schaffung von Er- 
holungsräumen an den Gewässern, 

§ 2.  Dieses Gesetz bezweckt; 
lit. a–e unverändert. 

  

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaffner, 
Daniel Sommer 

 

f.  die Erleichterung des öffentlichen Zu-
gangs zu den oberirdischen Gewässern, 

f.  die Regelung des … 
 

gemäss Antrag des Regierungsrates 
 

 

g. die gute Gestaltung von baulichen Ver-
änderungen am Wasser unter Schonung 
von Landschaften, Ortsbildern und 
Schutzobjekten, 

h.  die Erhaltung und Verbesserung der 
Wasserqualität, 

§ 2.  lit. g–i unverändert.   
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

i.  die sichere und hygienisch einwandfreie 
Entsorgung des Abwassers, 

j.  die sparsame und nachhaltige Nutzung 
der Wasservorkommen und den Schutz 
des natürlichen Wasserhaushalts, 

j.  … 
der Wasservorkommen, insbesondere durch 
die öffentliche Wasserversorgung und den 
Wasserbezug für die landwirtschaftliche Be-
wässerung, sowie den Schutz …, 

  

k.  die sichere Versorgung mit Trink-, 
Brauch- und Löschwasser.  

k.  … 
  …, 

  

 l.   die nachhaltige Nutzung der Gewässer für 
die Energieproduktion. 

  

Begriffe    

§ 3.  In diesem Gesetz bedeuten: 
a. Gewässer 

offene, überdeckte und eingedolte ober- 
irdische Gewässer sowie unterirdische 
Gewässer, 

b. oberirdisches Gewässer 
Seen, Weiher, Teiche, Flüsse und Bäche 
einschliesslich Wasserbett mit Sohle und 
Böschung sowie die tierische und pflanz-
liche Besiedlung sowie das im Gewässer 
stehende oder fliessende Wasser, das 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

darunter liegende Erdreich und die Luft-
säule, 

c. unterirdisches Gewässer 
Grundwasser (einschliesslich Quell- 
wasser), Grundwasserleiter, Grund- 
wasserstauer und Deckschicht, 

d. Revitalisierung 
Wiederherstellung der natürlichen Funk-
tionen eines verbauten, korrigierten, über-
deckten oder eingedolten oberirdischen 
Gewässers mit baulichen Massnahmen. 

Gewässerhoheit und Eigentum 
a. öffentliche Gewässer 

   

§ 4.  1 Öffentliche Gewässer unterstehen der 
Hoheit des Kantons. 

   

2 Die Öffentlichkeit der Gewässer wird vermu-
tet. 

   

  Minderheit I: Ruedi Lais, Felix Hoesch, Ros-
marie Joss 

Minderheit II: Thomas Forrer, Barbara 
Schaffner

3 In Drainageleitungen abgeleitetes Wasser 
ist öffentlich. 

3 Grundwasservorkommen und Wasserauf-
stösse mit einer Abflussmenge Q347 von über 
zehn Litern pro Minute sind öffentlich. 
 
(Folgeantrag bei § 7) 

3 Grundwasservorkommen und Wasserauf-
stösse mit einer Abflussmenge Q347 von über 
zehn Liter pro Minute sowie in Drainage- 
leitungen abgeleitetes Wasser sind öffentlich. 
 
(Folgeantrag der Minderheit I bei § 7 ent-
spricht Folgeantrag der Mehrheit) 

gemäss Antrag des Regierungsrates 

 4 In Drainageleitungen abgeleitetes Wasser 
mit einer Abflussmenge von mehr als zehn 
Litern pro Minute ist öffentlich. 

Kein Abs. 4 gemäss Mehrheit Kein Abs. 4 gemäss Mehrheit 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

4 An öffentlichen Gewässern können keine 
dinglichen Rechte ersessen werden.  

5 … 4 … 4 … 

5 Die durch Bauten und Anlagen beanspruch-
ten oberirdischen Gewässer bleiben öffent- 
licher Grund. 

6  … 5  … 5  … 

b. private Gewässer    

§ 5.  1 Private Gewässer stehen unter der 
Aufsicht des Kantons. 

   

2 Privat sind Gewässer, für die der Nachweis 
des Privateigentums erbracht werden kann. 
Das Privateigentum kann sich auch auf Teile 
eines Gewässers beziehen. 

   

c. Gewässergrundstücke des Kantons    

§ 6.  1 Der Kanton scheidet nach Anhörung 
der Gemeinde für die öffentlichen oberirdi-
schen Gewässer nach Massgabe der öffent-
lichen Interessen selbstständige Grundstücke 
aus. 

6.  1 … 
  … für die öffentlichen ober-
irdischen Gewässer selbstständige Grund-
stücke aus, soweit die öffentlichen Interessen 
dies erfordern. 

  

 2 Er scheidet selbstständige Gewässergrund-
stücke in der Regel aus, wenn: 
a.  der Gewässerunterhalt durch den Kanton 

oder die Gemeinde vorgenommen werden 
soll, 

b.  Private von unzumutbaren Haftungsrisiken 
durch öffentliche Nutzung oder Hoch- 
wasser entlastet werden sollen, 

c. bauliche Veränderungen am Gewässer 
vorgesehen sind.  
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Selbstständige Gewässergrundstücke ste-
hen im Eigentum des Kantons. 

3 …   

d. Zuständigkeiten    

 Folgeantrag zu § 4 Abs. 3 Folgenantrag der Minderheit I zu § 4 Abs. 3 
entspricht Folgeantrag der Mehrheit. 

Folgenantrag der Minderheit II zu § 4 Abs. 3 

§ 7.  1 Der Regierungsrat regelt die Einzelhei-
ten der Rechtsverhältnisse an Gewässern. Er 
bestimmt insbesondere die für die öffentliche 
Wasserversorgung geeigneten öffentlichen 
Grundwasservorkommen und Quellen, die 
Rechtsverhältnisse an Servitutsgewässern 
sowie die grundbuchliche Behandlung ober-
irdischer Gewässer. 

§ 7 1 … 
    … Er be-
stimmt insbesondere die Rechtsverhältnisse 
an Servitutsgewässern sowie die grundbuch-
liche Behandlung oberirdischer Gewässer. 

 gemäss Antrag des Regierungsrates 

2 Die für die Wasserwirtschaft zuständige Di-
rektion des Regierungsrates (Direktion) stellt 
von Amtes wegen oder auf Antrag einer Per-
son, die ein schutzwürdiges Interesse daran 
hat, durch Anordnung fest, ob ein Gewässer 
öffentlicher oder privater Natur ist. Bei ober-
irdischen Gewässern kann auch deren Aus-
dehnung festgestellt werden.  

   

Gewässerplan    

§ 8.  Die öffentlichen oberirdischen Gewässer 
werden in einem Gewässerplan dargestellt. 

   

Massnahmenplanung Wasser 
a. kantonale Planung 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit I: Thomas Forrer Minderheit II: Barbara Schaffner, Daniel Som-
mer 

§ 9.  1 Die Direktion legt die Ziele für den 
langfristigen Vollzug dieses Gesetzes in  
einem Leitbild fest. 

§ 9.  1 Der Regierungsrat legt dem Kantons-
rat alle vier Jahre eine Wasserstrategie zur 
Genehmigung vor. Diese enthält insbeson-
dere: 

a. ein Leitbild mit Zielen und Massnahmen 
für den langfristigen Vollzug dieses Geset-
zes, 

b. Leitlinien, Prioritäten und Gesamtumfang 
der Umsetzungsplanung, insbesondere 
hinsichtlich Hochwasserschutz, Gewässer-
unterhalt, Biodiversität, Renaturierung und 
Revitalisierung sowie invasiver gebiets-
fremder Organismen,  

c. die Gesamtkosten für die Finanzierung der 
Vorhaben durch den Kanton. 

 gemäss Antrag des Regierungsrates 

 2 Gleichzeitig legt er in einem Bericht dar, wie 
a. sich die Strategie auf die Aufgaben der 

Gemeinden auswirkt und welche Kosten-
folgen sie für die Gemeinden hat, 

b. die Strategie in der vorangegangenen  
Periode umgesetzt wurde.

2 Gleichzeitig legt er in einem Bericht dar, wie 
die Strategie in der vorangegangenen  
Periode umgesetzt wurde. 

 

2 Sie erstellt unter Berücksichtigung der Inte-
ressen des Kantons, der betroffenen Ge-
meinden und der Bevölkerung eine behör-
denverbindliche Umsetzungsplanung. Die  
betroffenen Gemeinden werden angehört. 

3 Die Direktion …  gemäss Antrag des Regierungsrates 

3 Ist ein Vorhaben nicht in der Umsetzungs-
planung vorgesehen, werden die verschiede-
nen Interessen im Rahmen der Projektierung 
berücksichtigt. 

4 …  gemäss Antrag des Regierungsrates 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

b. kommunale Planung    

§ 10.  1 Die Gemeinden planen die Umset-
zung der ihnen zugeordneten wasserwirt-
schaftlichen Aufgaben. 

   

2 Die Planung gemäss Abs. 1 umfasst insbe-
sondere: 
a. den Generellen Entwässerungsplan, 
b. das Generelle Wasserversorgungspro-

jekt, 
c. den Gewässerunterhalt, 
d. die Hochwassersicherheit, 
e. die Revitalisierung der oberirdischen 

Gewässer von lokaler Bedeutung. 

   

3 Die Gemeinden sorgen dafür, dass die Teil-
planungen aufeinander abgestimmt werden.  

   

4 Benachbarte Gemeinden stimmen ihre Pla-
nungen aufeinander ab. 

   

 §§ 10 a–10f ersetzen §§ 78–80   

 Landanlagen   

 a. Begriff   

 § 10 a.  Landanlagen sind aufgrund einer kan-
tonalen Konzession aufgefüllte und entwidmete 
Teile eines oberirdischen Gewässers. 

  

    

    



9/83 

Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaffner, 
Daniel Sommer 

 

  b. Berücksichtigung öffentlicher Interessen  

  § 10 b.  Mit raumplanerischen Mitteln und bei 
der Gewässerraumfestlegung wird sicherge-
stellt, dass die öffentlichen Interessen, insbe-
sondere der Landschafts- und Ortsbildschutz, 
der Zugang zum Seeufer und die ökologischen 
Funktionen des Gewässers, gewahrt bleiben. 

 

 b. Eigentum (Marginalien b-f werden zu c-g)  

 § 10 b.  Bestehende Landanlagen bleiben in 
der Regel im bisherigen Umfang im Eigentum 
der Inhaberin oder des Inhabers der Konzes-
sion. Neue Landanlagen stehen in der Regel 
im Eigentum des Kantons. 

(§ 10 b und 10 c werden zu § 10 c und 10 cbis)  

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Daniel Sommer 

 

 c. Nachträgliche Nutzungsbeschränkung   

 § 10 c.  Gegen den Willen der Inhaberinnen 
oder Inhaber der Konzession sind nachträg-
liche Nutzungsbeschränkungen nur zulässig, 
wenn sie  
a.  der Wahrung öffentlicher Interessen die-
nen, 
b.  nicht oder nur mit unverhältnismässigem 
Aufwand vermieden werden können, und 
c.  der daraus entstehende Wertverlust voll-
ständig ausgeglichen wird. 

Kein § 10 c gemäss Antrag Mehrheit.  
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

 d. Anpassungen von öffentlich-recht- 
lichen Eigentumsbeschränkungen an  
geänderte Verhältnisse 

  

 § 10 d. 1 Bei einer erheblichen Veränderung 
der Verhältnisse können öffentlich-rechtliche 
Eigentumsbeschränkungen, die durch eine 
Konzession oder davon abgeleitete Bewilli-
gungen begründet wurden, angepasst wer-
den. 

  

    

  Minderheit I: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais. 

Minderheit II: Barbara Schaffner, Daniel 
Sommer 

 2 Die Anpassung erfolgt nach Massgabe der 
ursprünglich von der Inhaberin oder dem In-
haber der Konzession eingegangenen Ver-
pflichtungen. 

2 … 
      
    … Ver-
pflichtungen und der aktuellen öffentlichen 
und privaten Interessen.  
3 Öffentliche Interessen sind insbesondere:  
a. der Landschafts- und Ortsbildschutz, 
b. der Blick auf Seegebiete, 
c. der Zugang zu Seeufern und die 
 Nutzung der Gewässer, 
d. der Erhalt und die Förderung der  
  Biodiversität. 

2 … 
      
…     
 Verpflichtungen und der aktuellen 
öffentlichen und privaten Interessen.  
 

 3 Die Anpassung erfolgt in der Regel auf Ge-
such der Inhaberin oder des Inhabers der 
Konzession. Der Regierungsrat regelt das 
Verfahren. 

4 …  
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

 e. Ablösung und Aufhebung von öffent-
lich-rechtlichen Eigentumsbeschränkun-
gen 

  

 § 10 e. 1 Soweit keine öffentlichen Interessen 
entgegenstehen, können öffentlich-rechtliche 
Eigentumsbeschränkungen, die durch eine 
Konzession oder davon abgeleitete Bewilli-
gungen begründet wurden, einvernehmlich 
gegen eine Entschädigung entsprechend  
ihrem wirtschaftlichen Wert abgelöst werden 

  

 2 Eigentumsbeschränkungen, an denen das 
Gemeinwesen jedes Interesse dauerhaft ver-
loren hat, werden auf Gesuch der Inhaberin 
oder des Inhabers der Konzession aufgeho-
ben. 

  

 f. Gebührenpflichtige Nutzungen beste-
hender Landanlagen 

  

 § 10 f.  1 Die Nutzung bestehender Land- 
anlagen ist gebührenpflichtig, wenn die 
Landanlage 
a. mit einer öffentlichen Zweckbestimmung 
unentgeltlich abgetreten wurde, und 
b. nicht mehr dem öffentlichen Zweck ent-
sprechend genutzt wird. 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Gewässerraum 
 

   

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaffner, 
Daniel Sommer 

 

 a. Grundsatz Keine Änderung gemäss Mehrheit.  

 § 11.  Die Festlegung des Gewässerraums 
erfolgt unter grösstmöglicher Schonung des 
privaten Grundeigentums. 

Keine Änderung gemäss Mehrheit.  

a. Festlegung b. … Keine Änderung gemäss Mehrheit  
(mit Folge für die Bezeichnung der weiteren 
Untermarginalien: c.–f. werden zu b.–e.). 

 

    

    

§ 11.  1 Der Regierungsrat regelt die Einzel-
heiten der Gewässerraumfestlegung nach 
den Vorschriften des Bundesrechts über den 
Gewässerschutz. Er legt Bemessungsgrund-
lagen fest, soweit das Bundesrecht keine Re-
gelung vorsieht. 

§ 11 Abs. 1 wird zu § 12 f.   

2 Die Direktion legt den Gewässerraum 
grundeigentümerverbindlich fest und hält ihn 
in einer Gewässerraum-Karte fest. 

1 ...   

    
    



13/83 

Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Ruedi Lais, Thomas Forrer, Felix 
Hoesch, Rosmarie Joss, Barbara Schaffner, 
Daniel Sommer 

 

 2 Wird der Gewässerraum im Zusammen-
hang mit einer Änderung der Bau- und  
Zonenordnung oder einer Sondernutzungs-
planung festgelegt, werden die Verfahren 
aufeinander abgestimmt. Im Verfahren zur 
Festsetzung von Wasserbauprojekten wird 
auch der Gewässerraum festgelegt. 

Kein Abs. 2 gemäss Mehrheit.  

  Minderheit: Ruedi Lais, Thomas Forrer, Felix 
Hoesch, Rosmarie Joss, Ivo Koller, Barbara 
Schaffner, Daniel Sommer 

 

3 Die Gemeinden und die betroffenen Grund-
eigentümerinnen und Grundeigentümer wer-
den bei der Festlegung oder Änderung des 
Gewässerraums angehört und können An-
träge stellen. 

3  
    … wer-
den vor der Festlegung des Gewässerraums 
schriftlich informiert. Sie werden angehört 
und können Anträge stellen.  

3 …  und die Rekurs- und Beschwerde-
berechtigten werden vor der Festlegung des 
Gewässerraums schriftlich informiert. Sie 
werden angehört und können Anträge stel-
len. 

 

 c. Berücksichtigung der baulichen Gege-
benheiten in dicht überbauten Gebieten 

  

 § 12a. 1 Soweit nicht Gründe des Hochwas-
serschutzes entgegenstehen, kann der Ge-
wässerraum in dicht überbauten Gebieten 
den baulichen Gegebenheiten angepasst 
werden. Der Zugang für den Gewässerunter-
halt und wasserbauliche Massnahmen muss 
sichergestellt bleiben. 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais 

 

 2 Eine Anpassung des Gewässerraums wird 
insbesondere in Betracht gezogen, wenn die 
bauliche Nutzung eines Grundstückes sonst 
erheblich eingeschränkt würde. 

Abs. 2 streichen.  

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaff-
ner, Daniel Sommer 

 

  3 Bei Gewässern bzw. Gewässerabschnitten, 
die ökologische Vernetzungsachsen, beson-
dere Fischlebensräume oder Trittstein- 
Biotope umfassen, ist eine Verkleinerung des 
Gewässerraums aufgrund einer Anpassung 
an bauliche Gegebenheiten nur in Ausnah-
mefällen zulässig. Dies gilt auch in Kern- und 
Zentrumszonen sowie in Entwicklungsgebie-
ten. 

 

    

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaff-
ner, Daniel Sommer 

 

 d. Eingedolte Gewässer   

 § 12d.1 Bei eingedolten Gewässern kann die 
Breite des Gewässerraums bis auf den für 
Unterhalt oder Ersatz der Eindolung nötigen 
Raum verringert werden. 

§ 12d. Abs. 1 streichen.  
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaff-
ner 

 

 2  Können sämtliche öffentlichen Interessen 
erfüllt werden, ohne dass eine Ausscheidung 
des eingedolten Gewässers als Gewässer-
raum nötig ist, wird auf eine Ausscheidung 
verzichtet. 

§ 12d. Abs. 2 streichen.  

    

b. Bauten und Anlagen im Gewässerraum e. Besitzstandgarantie und Brandstatt-
recht 

  

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaff-
ner, Daniel Sommer 

 

§ 12.  1 Für rechtmässig erstellte und bestim-
mungsgemäss nutzbare Bauten und Anlagen 
innerhalb der Bauzone gilt § 357 des Pla-
nungs- und Baugesetzes vom 7. September 
1975 (PBG) sinngemäss. 
 

§ 12e. 1 … § 12e.  1 Für Umbauten und Nutzungsände-
rungen an rechtmässig erstellten und bestim-
mungsgemäss nutzbaren Bauten und Anla-
gen innerhalb der Bauzone gilt § 357 des 
Planungs- und Baugesetzes vom 7. Septem-
ber 1975 sinngemäss. 

 

2 Das Brandstattrecht gemäss § 307 PBG be-
steht auch im Gewässerraum, wenn ein Wie-
deraufbau ausserhalb des Gewässerraums 
nicht möglich ist. 

2 ... 2 In Bereichen, die hochwassergefährdet 
sind, besteht im Gewässerraum kein Brand-
stattrecht gemäss § 307 PBG. 

 

 f. Ausführungsrecht   

 § 12f. Der Regierungsrat regelt die Einzel-
heiten der Gewässerraumfestlegung nach 
den Vorschriften des Bundesrechts über den 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Gewässerschutz. Er legt Bemessungsgrund-
lagen fest, soweit das Bundesrecht keine Re-
gelung vorsieht. 

    

2. Abschnitt: Hochwasserschutz, Revitali-
sierung und Gewässerunterhalt 

   

A. Allgemein    

Aufgaben von Kanton und Gemeinden    

§ 13.  1 Kanton und Gemeinden sorgen für 
den Hochwasserschutz, die Revitalisierung 
und den Unterhalt der öffentlichen Gewässer.  

§ 13.  1 ..  
 
  … Gewässer. Der Kanton 
berücksichtigt bei der Erfüllung seiner Was-
serbauaufgaben die Anliegen der Gemeinden 
angemessen. 

  

2 Massnahmen nach Abs. 1 bezwecken: 
a. den Schutz von Menschen, Nutztieren 

und erheblichen Sachwerten vor Hoch-
wasser, 

b. die Gestaltung von oberirdischen Ge-
wässern und von Gewässerräumen, so 
dass  
1. sie einer vielfältigen einheimi-

schen Tier- und Pflanzenwelt, ins-
besondere gefährdeten Arten, als 
Lebensraum dienen können, 

2. eine artenreiche, standortgerechte 
Ufervegetation gedeihen kann, 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

3. eine Gewässermorphologie, Strö-
mungsverhältnisse und ein Ge-
schiebehaushalt entstehen, die 
naturnah sind, 

4. sie die Vernetzung von Lebens-
räumen ermöglichen, 

5. die Wechselwirkungen zwischen 
oberirdischen und unterirdischen 
Gewässern gewährleistet werden, 

6. für die Trinkwasserversorgung 
nutzbare Grundwasservorkommen 
nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden. 

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaff-
ner, Daniel Sommer 

 

3 Sie werden mit der Siedlungs- und Land-
schaftsplanung abgestimmt. 

3 …  
  … abgestimmt. Eingriffe in 
die Bauzone sind auf ein Minimum zu be-
schränken. 

gemäss Antrag des Regierungsrates  

    

  Minderheit: Ruedi Lais, Felix Hoesch, Ros-
marie Joss, Barbara Schaffner, Daniel Som-
mer 

 

4 Bei der Revitalisierung werden weitere öf-
fentliche Interessen, namentlich das Inte-
resse am Erhalt landwirtschaftlicher Nutz- 
flächen und der Erholungsnutzen für die Be-
völkerung, beachtet. 

4 … 
 
 
 
  … beachtet. Der Verlust 
von Fruchtfolgeflächen ist nach Möglichkeit 
zu vermeiden. 

4 Bei der Revitalisierung werden weitere  
öffentliche Interessen beachtet. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Ruedi Lais, Felix Hoesch, Ros-
marie Joss 

 

 5 Die für den Hochwasserschutz beanspruch-
ten Flächen sind auf ein Minimum zu be-
schränken. Werden Fruchtfolgeflächen bean-
sprucht, sind Rückhaltebecken wenn möglich 
so auszugestalten, dass sie landwirtschaftlich 
genutzt werden können. 

Kein Abs. 5 gemäss Mehrheit.  

    

    

Zuständigkeiten    

§ 14.  1 Soweit keine abweichenden Zustän-
digkeiten festgelegt sind, sind für Massnah-
men des Hochwasserschutzes, der Revitali-
sierung und des Unterhalts zuständig 
a. bei öffentlichen oberirdischen Gewäs-

sern von kantonaler und regionaler Be-
deutung: der Kanton, 

b. bei öffentlichen oberirdischen Gewäs-
sern von lokaler Bedeutung: die Ge-
meinde, 

c. bei privaten oberirdischen Gewässern: 
die Eigentümerin oder der Eigentümer. 

   

2 Der Regierungsrat bestimmt die öffentlichen 
oberirdischen Gewässer von kantonaler und 
regionaler Bedeutung. Die übrigen öffent- 
lichen oberirdischen Gewässer sind von loka-
ler Bedeutung. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Barbara Schaffner, Felix Ho-
esch, Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Daniel 
Sommer 

 

3 Die Direktion berät  
 
 
 
 
 
a. die Gemeinden beim Hochwasser-

schutz, bei der Revitalisierung der ober-
irdischen Gewässer und beim Gewäs-
serunterhalt, 

b. Private beim Gewässerunterhalt. 

3 Die Direktion führt eine zentrale Beratungs-
stelle für Gemeinden und Private. Diese ko-
ordiniert die Tätigkeit der kantonalen Fach-
stellen und stellt einen raschen, rechtsglei-
chen Verfahrensablauf sicher. Die Stelle  
a. berät  
 1.  die Gemeinden beim Hochwasser-

schutz, bei der Revitalisierung der 
oberirdischen Gewässer und beim 
Gewässerunterhalt, 

 2. Private beim Gewässerunterhalt, 
b. sorgt dafür, dass Gemeinden und Pri-

vate den Kanton frühzeitig einbeziehen, 
wenn Kantons- oder Bundesbeiträge 
geltend gemacht werden.  

gemäss Antrag des Regierungsrates  

  Minderheit: Ruedi Lais, Felix Hoesch, Ros-
marie Joss, Barbara Schaffner 

 

4 Sie kann in Absprache mit der Gemeinde 
Revitalisierungsmassnahmen bei öffentlichen 
oberirdischen Gewässern von lokaler Bedeu-
tung übernehmen, wenn dadurch die Wir-
kung entsprechender Massnahmen bei Ge-
wässern von kantonaler und regionaler Be-
deutung verbessert wird. Die Direktion regelt 
in einer Vereinbarung mit der Gemeinde Un-
terhalt und Kostenbeteiligung der Gemeinde.  

4 Die Direktion kann im Einvernehmen mit der 
Gemeinde … 

gemäss Antrag des Regierungsrates  
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Bauliche Eingriffe in oberirdische Gewäs-
ser und in Gewässerräume 

   

§ 15.  1 Die Direktion bewilligt bauliche Ein-
griffe in oberirdische Gewässer und in Ge-
wässerräume. Vorbehalten bleiben die Best-
immungen über kantonale und kommunale 
Wasserbauprojekte gemäss §§ 20 ff. 

   

  Minderheit: Barbara Schaffner, Thomas For-
rer, Felix Hoesch, Rosmarie Joss, Ruedi 
Lais, Daniel Sommer 

 

2 Die Bewilligung wird verweigert, wenn der 
Hochwasserschutz beeinträchtigt, eine Revi-
talisierung an Gewässern erheblich er-
schwert oder andere öffentliche Interessen 
erheblich gefährdet oder verletzt würden. Sie 
kann befristet und mit Bedingungen und Auf-
lagen verbunden werden. § 64 gilt sinnge-
mäss. 

 2    … der 
 Hochwasserschutz beeinträchtigt, natürliche 
oder naturnahe Gewässerabschnitte betrof-
fen, eine Revitalisierung … 

 

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Barbara Schaff-
ner, Daniel Sommer 

 

3 Der Regierungsrat kann für bauliche Ein-
griffe von untergeordneter Bedeutung Aus-
nahmen von der Bewilligungspflicht vorsehen 
oder Meldepflichten einführen. 

 3 …  
 
  … einführen. Nicht von un-
tergeordneter Bedeutung ist eine Wieder- 
eindolung ab fünf Metern Länge. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

B. Planerische Massnahmen    

Hochwasserschutzziele    

§ 16.  1 Der Regierungsrat legt die Schutz-
ziele durch Verordnung fest. Er stuft sie nach 
der Art der Nutzung von Flächen und Gebäu-
den ab. 

§ 16.  1 Der … 
  … fest . Er berücksichtigt 
dabei  

a. die Gefährdung der Objekte durch 
Hochwasser 

b. den Umfang des möglichen Scha-
dens, 

c. die Art der Nutzung von Flächen 
und Gebäuden.  

  

 2 Er richtet Massnahmen an Gewässern im 
Siedlungsgebiet in der Regel auf das Schutz-
ziel eines 100-jährlichen Hochwasserereig-
nisses aus. 

  

    
2 Die Direktion kann für Sonderobjekte oder 
Sonderrisiken besondere Schutzziele festle-
gen. Das gilt namentlich für Bauten und Anla-
gen mit hoher Personenbelegung, mit erheb-
lichem Gefährdungspotenzial für die Umwelt 
oder mit wichtigen Versorgungsfunktionen für 
die Bevölkerung. 

3 …   

 4 Die Kosten für die Umsetzung der Mass-
nahmen sollen in einem angemessenen Ver-
hältnis zum konkreten Schadenpotenzial lie-
gen. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Gefahrengebiete    

§ 17.  1 Die Direktion bezeichnet nach Anhö-
rung der betroffenen Gemeinden Gefahren-
gebiete, in denen mit einer Gefährdung durch 
Hochwasser zu rechnen ist. Sie setzt die Ge-
fahrengebiete in einer Gefahrenkarte fest. 

§ 17. 1 Die Direktion bezeichnet in Zusam-
menarbeit mit den betroffenen Gemeinden 
die Gefahrengebiete, … 

  

2 Die Gefahrenkarten werden bei allen raum-
wirksamen Tätigkeiten und Planungen be-
achtet. Die Direktion berät die Gemeinden 
bei der risikogerechten Umsetzung. 

   

3 Grundeigentümerinnen und Grundeigen- 
tümer können von der Direktion verlangen, 
dass sie die Rechtmässigkeit der Eintragung 
eines Grundstücks in einer Gefahrenkarte 
durch Anordnung feststellt. 

   

Notentlastungsräume    

§ 18.  1 In Räumen, in die bei seltenen Hoch-
wasserereignissen Wasser eingeleitet wird, 
um Überflutungen oder Dammbrüche in dicht 
überbauten Gebieten zu vermeiden oder zu 
beschränken (Notentlastungsräume), wird 
das Schadenrisiko begrenzt. 

   

2 Treten durch Hochwasserereignisse in Not-
entlastungsräumen unverhältnismässige 
Schäden auf, kann den betroffenen Grund- 
eigentümerinnen und Grundeigentümern  
finanzielle Unterstützung gewährt werden. 

   

3 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten. 
Insbesondere erlässt er Vorschriften über die 
Begrenzung des Schadenrisikos. 
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vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Notfallplanung    

§ 19.  1 Die Direktion sorgt für eine Notfallpla-
nung für Hochwasserereignisse. Sie arbeitet 
mit den Organen des Bevölkerungsschutzes 
und den betroffenen Gemeinden zusammen. 

   

2 Die Notfallplanung umfasst insbesondere 
den Frühwarndienst und die Alarmierung. 

   

3 Die Direktion kann die Wasserstände von 
Gewässern regulieren, wenn dies zum 
Schutz vor Hochwasser oder zur Verringe-
rung von Hochwasserschäden als zweck-
mässig erscheint. 

   

    

C. Bauliche Massnahmen    

Kantonale und kommunale Wasserbau-
projekte 
a. Projektfestsetzung 

   

§ 20.  1 Kantonale und kommunale Wasser-
bauprojekte, die dem Hochwasserschutz  
oder der Revitalisierung von oberirdischen 
Gewässern dienen, bedürfen einer Projekt-
festsetzung. 

   

2 Kommunale Wasserbauprojekte werden vor 
der Projektfestsetzung von der Direktion vor-
geprüft. 

   

3 Zuständig für die Projektfestsetzung ist:    
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vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

a. der Regierungsrat, wenn die Ausgaben-
bewilligung für das Projekt die Finanz-
kompetenz der Direktion übersteigt, 

b. die Direktion in den übrigen Fällen. 

4 Mit der Projektfestsetzung wird das Enteig-
nungsrecht erteilt. Bei kantonalen Wasser-
bauprojekten führt die Direktion das Enteig-
nungsverfahren, bei kommunalen Wasser-
bauprojekten der Gemeindevorstand. 

   

b. Planauflage    

  Minderheit: Ruedi Lais, Thomas Forrer, Felix 
Hoesch, Rosmarie Joss, Ivo Koller, Barbara 
Schaffner, Daniel Sommer 

 

§ 21.  1 Die Gemeinde legt kantonale und 
kommunale Wasserbauprojekte während  
30 Tagen öffentlich auf und macht die Plan-
auflage öffentlich bekannt.  

§ 21.  1 …  
    
 … öffentlich auf und veröffentlicht 
sie auf einer Internetseite. Sie macht die 
Planauflage öffentlich bekannt und informiert 
die Grundeigentümerinnen und Grundeigen-
tümer schriftlich.  
 
(Folgeantrag bei § 84) 

§ 21.  1 …  
    
 … öffentlich auf und veröffentlicht 
sie auf einer Internetseite. Sie macht die 
Planauflage öffentlich bekannt und informiert 
die Rekurs- und Beschwerdeberechtigten 
schriftlich.  
 
(Folgeminderheitsantrag bei § 84 entspricht 
Folgemehrheitsantrag) 

 

2 Die Projekte werden soweit darstellbar aus-
gesteckt. 

   

c. Einsprache    

§ 22.  1 Gegen Wasserbauprojekte kann in-
nerhalb der Auflagefrist Einsprache erhoben 
werden. Die Legitimation richtet sich nach  
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

§ 21 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes 
vom 24. Mai 1959 (VRG). 

2 Mit der Einsprache können alle Mängel des 
Wasserbauprojekts gerügt werden. Mit der 
Bekanntmachung der Auflage kann unter 
persönlicher Anzeige angeordnet werden, 
dass Einsprachen gegen die Enteignung so-
wie Entschädigungsbegehren, Bestreitungen 
von Beitragsforderungen nach § 29 und Be-
gehren um Durchführung von Anpassungs-
arbeiten innert der Auflagefrist eingereicht 
werden müssen; die zusätzlich nötigen Pro-
jektunterlagen sind mit aufzulegen. 

   

3 Im Enteignungsverfahren sind Einsprachen 
ausgeschlossen: 
a. gegen das Wasserbauprojekt, 
b. gegen die Enteignung, sofern sie innert 

der Auflagefrist hätten erhoben werden 
müssen. 

   

4 Die Direktion kann zur gütlichen Erledigung 
von Einsprachen eine Lokalverhandlung an-
ordnen. Einigen sich die Beteiligten, gilt die 
Einsprache als erledigt. Unentschuldigtes 
Nichterscheinen gilt als Rückzug der Einspra-
che. Diese Rechtsfolge ist in der Vorladung 
anzukündigen. 

   

5 Über strittig gebliebene Einsprachen wird 
mit der Projektfestsetzung entschieden. Wer 
eine Einsprache unterlassen hat, kann die 
Projektfestsetzung nicht anfechten. 

   

d. Koordination    
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

§ 23.  Werden Wasserbauprojekte zusam-
men mit Infrastrukturvorhaben wie Strassen-
bau oder Siedlungsentwässerung geplant, 
bestimmt die zuständige Behörde nach § 20 
Abs. 3 das Verfahren für die Projektfestset-
zung. Sie kann anstelle des Verfahrens nach 
diesem Gesetz das Verfahren des Infrastruk-
turvorhabens als massgeblich erklären. 

   

Objektschutzmassnahmen 
 

   

a. Notwendigkeit und Zuständigkeit a. Notwendigkeit   

§ 24.  1 Sind bauliche Massnahmen an ober-
irdischen Gewässern und im Gewässerraum 
zum Schutz vor Hochwasser nicht umwelt-
gerecht, wirtschaftlich oder zweckmässig, 
treffen Eigentümerinnen und Eigentümer von 
gefährdeten Bauten und Anlagen Objekt-
schutzmassnahmen bei: 
a. Neubauten, 
b. wesentlichen Umbauten oder Zweckän- 
 derungen, 
c. Trinkwasserfassungen und Abwas-
 serreinigungsanlagen, 
d. Sonderobjekten und Sonderrisiken. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Barbara Schaffner, Thomas For-
rer, Felix Hoesch, Rosmarie Joss, Ruedi Lais, 
Daniel Sommer 

 

 2 Bei Objektschutzmassnahmen ist das Scha-
denrisiko zu berücksichtigen, insbesondere 
wenn Personen- oder erhebliche Sachschä-
den drohen. Die Objektschutzmassnahmen 
werden in der Regel ausgerichtet auf: 

a. das Schutzziel eines 300-jährlichen 
Hochwasserereignisses: bei Bauten 
und Anlagen gemäss Abs. 1 lit. c 
und d,  

b. das Schutzziel eines 100-jährlichen 
Hochwasserereignisses: für die übri-
gen Objekte. 

Kein Abs. 2 und 3 gemäss Mehrheit. 
 
(Folgeminderheitsantrag bei § 24a) 

 

 3 Es ist auf ein gutes Kosten-Nutzen-Verhält-
nis zu achten. 

  

 b. Zuständigkeit   
  Folgeminderheit zu § 24 Abs. 2: Barbara 

Schaffner, Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais, Daniel Sommer 

 

2 Die Gemeinden ordnen Objektschutzmass-
nahmen gemäss Abs. 1 lit. a und b im bau-
rechtlichen Verfahren an. Objektschutzmass-
nahmen gemäss Abs. 1 lit. c ordnen die Ge-
meinden nach Massgabe ihrer Dringlichkeit 
an. 

§ 24a.  1   … Objektschutz-
massnahmen nach § 24 Abs. 1 lit. a und b im 
baurechtlichen Verfahren an. Objektschutz-
massnahmen gemäss § 24 Abs. 1 lit. c … 

gemäss Antrag des Regierungsrates  

3 Die Direktion ordnet Objektschutzmassnah-
men gemäss Abs. 1 lit. d an. 

2  
 … gemäss § 24 Abs. 1 lit. d … 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

b. Kosten c. …   

§ 25  1 Die Kosten für Objektschutzmassnah-
men trägt die Eigentümerin oder der Eigen-
tümer der gefährdeten Bauten oder Anlagen. 

   

2 Der Regierungsrat kann regeln, dass das 
Gemeinwesen einen angemessenen Teil der 
Kosten von Objektschutzmassnahmen über-
nimmt, wenn es aus einer Objektschutzmass-
nahme einen besonderen Nutzen zieht. 

2 Zieht das Gemeinwesen einen besonderen 
Nutzen aus Objektschutzmassnahmen, trägt 
es einen angemessenen Teil der Kosten. Der 
Regierungsrat regelt die Einzelheiten. 

  

 3 Der Beitrag bemisst sich nach den einge-
sparten Kosten der Schutzmassnahmen des 
Gemeinwesens. Der Regierungsrat regelt die 
Einzelheiten. 

  

D. Unterhaltsmassnahmen    

§ 26.  1 Unterhaltsmassnahmen dienen dem 
Hochwasserschutz und der Revitalisierung. 
Sie umfassen: 
a. die naturnahe Pflege und Gestaltung 

der Gewässer und Gewässerräume ein-
schliesslich Bekämpfung von invasiven 
gebietsfremden Organismen, 

b. die Entfernung von Abflusshindernissen 
und Leerung von Geschiebe- und 
Schwemmholzsammlern, 

c. die Behebung von Schäden an Däm-
men und anderen Wasserbauten, wel-
che die Fischwanderung nicht beein-
trächtigen, 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

d. die ökologische Verbesserung der Ge-
wässermorphologie, wenn dazu nur ge-
ringe wasserbauliche Eingriffe nötig 
sind. 

2 Unterhaltsmassnahmen bedürfen keiner 
Projektfestsetzung oder wasserbaupolizei- 
lichen Bewilligung. Vorbehalten bleibt die Be-
willigung nach dem Bundesgesetz vom  
21. Juni 1991 über die Fischerei. 

   

3 Der Unterhalt von Flächen im Gewässer-
raum, die nicht im Eigentum des Kantons  
stehen, obliegt deren Eigentümerinnen und 
Eigentümern. 

   

E. Finanzierung    

Grundsatz    

§ 27.  Das nach § 14 Abs. 1 lit. a und b für 
eine Massnahme zuständige Gemeinwesen 
trägt deren Kosten. 

   

 2 Massnahmen müssen zweckmässig, wirt-
schaftlich und umweltgerecht sein. 

  

 3 Ordnet ein Gemeinwesen Massnahmen an, 
die über die Richtlinien des Bundes hinaus-
gehen, trägt es die Mehrkosten. 
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  Minderheit: Ruedi Lais, Thomas Forrer, Felix 
Hoesch, Rosmarie Joss, Barbara Schaffner, 
Daniel Sommer 

 

  § 27a. Renaturierungsfonds  

  a. Zuweisung der Mittel  

  1 Der Kanton schafft einen Fonds für die Re-
naturierung von Gewässern. 

 

  2 In den Fonds fliessen 50 % der wiederkeh-
renden Abgaben, die der Kanton für die kon-
zessions- und bewilligungspflichtige Nutzung 
der öffentlichen Gewässer erhebt, insbeson-
dere die einmaligen Verleihungsgebühren, 
die einmaligen oder wiederkehrenden Nut-
zungsgebühren und der jährliche Wasserzins 
für die Nutzung der Wasserkraft. Gebühren 
und Beiträge für die Siedlungsentwässerung 
und die Wasserversorgung fliessen nicht in 
den Fonds. 

 

  3 Die Direktion verwaltet den Renaturierungs-
fonds. 

 

  b. Verwendung der Mittel  

  1 Die Fondsmittel werden verwendet für: 
a.  Renaturierungen im Bereich von öffent-

lichen Gewässern gemäss § 13 Abs. 2  
lit. b,  

b.  den Erwerb dinglicher Rechte oder die 
Leistung von einmaligen Entschädigun-
gen im Zusammenhang mit Massnah-
men gemäss lit. a, 
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c.  Vorbereitungsarbeiten, die der Ausfüh-
rung von Renaturierungsmassnahmen 
dienen, 

d. Mitarbeitende der zuständigen Direktion 
die mit der Umsetzung der Massnahmen 
gemäss lit. a und c befasst sind.  

  2 Nicht als Renaturierungen im Sinne von 
Abs. 1 lit. a gelten: 

a.  Wasserbaumassnahmen aus Gründen 
des Hochwasserschutzes, 

b.  der Gewässerunterhalt und wiederkeh-
rende Abgeltungen insbesondere für 
Pflegemassnahmen oder Nutzungsver-
zichte, 

c.  Massnahmen an Gewässern zur Boden-
verbesserung, 

d. mit der Bewilligung oder Konzession auf-
erlegte ökologische Ersatzmassnahmen. 

 

Beiträge an die Kosten von Hochwasser-
schutzmassnahmen 
a. von anderen Gemeinwesen 

   

§ 28.  1 Das kostenpflichtige Gemeinwesen 
kann von einem anderen Gemeinwesen, das 
aus einer Hochwasserschutzmassnahme  
einen besonderen Nutzen zieht, einen ange-
messenen Beitrag an die Kosten verlangen.  

   

2 Der Beitrag bemisst sich nach den einge-
sparten Kosten eigener Schutzmassnahmen. 
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3 Können sich die Gemeinwesen über den 
Beitrag nicht einigen, kann beim Verwal-
tungsgericht verwaltungsrechtliche Klage  
erhoben werden. 

   

b. von Grundeigentümern und Inhabern 
einer Konzession oder Bewilligung 

   

§ 29.  1 Wird durch Hochwasserschutzmass-
nahmen des Gemeinwesens die Hochwas-
sersicherheit von Grundeigentum oder was-
serrechtlich konzessionierten oder bewilligten 
Bauten und Anlagen verbessert, kann die 
Gemeinde von den Grundeigentümerinnen 
und Grundeigentümern bzw. den Inhaberin-
nen und Inhabern der Konzession oder Be-
willigung angemessene Beiträge an ihre oder 
ihr überbundene Kosten verlangen. 

   

2 Die Beiträge bemessen sich nach:  
a. der betroffenen Fläche, einschliesslich 

der Fläche von Erschliessungsanlagen, 
b. dem Wert der Grundstücke und der Bau-

ten und Anlagen sowie 
c. dem Mass, um das die Hochwasser- 

sicherheit verbessert wird. 

   

3 Sie betragen insgesamt höchstens die 
Hälfte der Kosten für die Schutzmassnah-
men.  

3 … 
        … Kosten, die den Gemeinwesen ent-
stehen. 

  

c. von Verursachern    

§ 30.   1 Werden Hochwasserschutzmass-
nahmen des Gemeinwesens ganz oder zu  
einem erheblichen Teil durch Bauten oder 
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Anlagen, Einrichtungen, Vorkehren oder Pla-
nungsmassnahmen Dritter ausgelöst, kann 
das Gemeinwesen von diesen angemessene 
Beiträge an die Kosten verlangen. 

2 Die Beiträge bemessen sich nach dem 
Mass der Verursachung. 

2 Massgebend sind die Kosten für die Hoch-
wasserschutzmassnahmen, die dem Ge-
meinwesen entstehen. 

  

 3 Wer eine Hochwasserschutzmassnahme 
auslöst und allein davon einen Nutzen hat, 
trägt die gesamten Kosten. 

  

Vorfinanzierung von Hochwasserschutz-
massnahmen 

   

§ 31.  1 Hochwasserschutzmassnahmen des 
Gemeinwesens können von Dritten vorfinan-
ziert werden. 

   

2 Die Direktion entscheidet darüber auf Ge-
such hin, bevor das Verfahren zur Projekt-
festsetzung gemäss §§ 20 ff. durchgeführt 
wird. Sie regelt die zinslose Rückzahlung. 

   

Förderung von kommunalen Projekten    

§ 32.  1 Der Kanton kann Subventionen bis zu 
30% der anrechenbaren Kosten ausrichten 
für: 
a. Hochwasserschutzmassnahmen, 
b. Ausdolungen von Gewässern, 
c. Revitalisierungsmassnahmen, 
d. Massnahmen zur Gewährleistung der 

Fischwanderung, 
e. Massnahmen zur Vermeidung wesentli-

cher Beeinträchtigungen durch Schwall 
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und Sunk sowie durch veränderten Ge-
schiebehaushalt. 

2 Er kann zinsgünstige Darlehen, Risikoga-
rantien oder Bürgschaften gewähren. 

   

3 Werden durch die Subvention und weitere 
Staats- oder Bundesbeiträge mehr als 75% 
der anrechenbaren Kosten gedeckt, wird die 
Subvention herabgesetzt. 

   

Ausführungsvorschriften    

§ 33.  1 Der Regierungsrat regelt die Einzel-
heiten. 

   

  Minderheit: Barbara Schaffner, Thomas For-
rer, Felix Hoesch, Rosmarie Joss, Ruedi 
Lais, Daniel Sommer 

 

2 Bei der Bemessung von Subventionen be-
rücksichtigt er insbesondere: 
a. die ökologische und landschaftliche Be-

deutung des Vorhabens,  
b. den Erholungsnutzen für die Bevölke-

rung, 
c. die Bedeutung für Hochwasserschutz-  

oder Revitalisierungsmassnahmen des 
Kantons. 

2 …  
            … er vorrangig die Bedeutung des 
Hochwasserschutzes. 
 

Abs. 2 gemäss Antrag des Regierungsrates  

 3 Zusätzlich berücksichtigt er: 
a. die ökologische und landschaftliche Be-

deutung des Vorhabens,  
b. den Erholungsnutzen für die Bevölke-

rung, 
c. die Bedeutung von Revitalisierungs-

massnahmen des Kantons.  

Kein Abs. 3 gemäss Mehrheit  
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3. Abschnitt: Reinhaltung der Gewässer    

A.  Bewilligungspflichten    

§ 34.  1 Die Direktion bewilligt: 
a. die Errichtung und Änderung von Bau-

ten und Anlagen  
1. deren Nutzung die Qualität des 

Wassers beeinträchtigen oder die 
Wassermenge eines Gewässers 
verändern kann, 

2. in denen mit wassergefährdenden 
Stoffen umgegangen wird, 

3. für die Nutzung von Boden, Unter-
grund oder Abwasser zur Gewin-
nung von Energie oder zur Küh-
lung, 

b. Veränderungen an der öffentlichen Ka-
nalisation, welche die Abwassereinlei-
tungen in ein oberirdisches Gewässer 
beeinflussen, 

c. Veränderungen an der Abwasserreini-
gungsanlage, welche Reinigungs- und 
Schlammbehandlungsprozesse oder 
die anfallenden Rückstände beeinflus-
sen, 

d. die Entsorgung von verschmutztem  
Abwasser, soweit sie nicht durch An-
schluss an die öffentliche Kanalisation 
und an zentrale Abwasserreinigungs-
anlagen erfolgt, 

e. die Entnahme von Kies, Sand und an-
derem Material aus dem Boden, dem 
Untergrund oder aus oberirdischen Ge-
wässern, 
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f. Bohrungen, Pump- und Markierversu-
che, 

g. die Spülung und Entleerung von Stau-
räumen. 

2 Die Bewilligung kann im Interesse des Ge-
wässerschutzes befristet und mit Bedingun-
gen und Auflagen verbunden werden. 

   

3 Der Regierungsrat kann für Fälle von unter-
geordneter Bedeutung Ausnahmen von der 
Bewilligungspflicht vorsehen oder Melde-
pflichten einführen. 

   

B.  Planerischer Gewässerschutz    

Gewässerschutzbereiche und Grundwas-
serschutzareale 

   

§ 35.  1 Die Direktion setzt die Gewässer-
schutzbereiche und die Grundwasserschutz-
areale gemäss Art. 19 und 21 GSchG fest. 

   

2 Sie hört die Gemeinden zu den Festsetzun-
gen an. 

   

3 Sie legt die Festsetzungen während 30 Ta-
gen öffentlich auf und macht die Auflage  
öffentlich bekannt. 

   

4 Sie teilt den betroffenen Grundeigentüme-
rinnen und Grundeigentümern die Festset-
zungen von Zuströmbereichen und Grund-
wasserschutzarealen mit. 

   

Grundwasserschutzzonen    
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§ 36.  1 Der Gemeindevorstand setzt auf An-
trag der Inhaberinnen und Inhaber von 
Grundwasserfassungen und -anreicherungs-
anlagen Grundwasserschutzzonen fest. 

   

2 Die Direktion genehmigt die Grundwasser-
schutzzonen. 

   

3 Die Inhaberinnen und Inhaber der Grund-
wasserfassungen und -anreicherungsanla-
gen tragen die Kosten des Verfahrens. 

   

Vorläufiger Schutz von Grund- oder Quell-
wasserfassungen 

   

§ 37.  Die Direktion kann Vorhaben, die eine 
bestehende oder geplante Grund- oder 
Quellwasserfassung gefährden, für längstens 
drei Jahre verbieten, wenn noch keine 
Grundwasserschutzzone festgelegt wurde. 
Soweit nötig, kann sie die Frist um zwei 
Jahre verlängern. 

   

Grundwasserkarte, Gewässerschutzkarte 
und Wärmenutzungsatlas 

   

§ 38.  1 Die Direktion führt eine Grundwasser-
karte und eine Gewässerschutzkarte. 

   

2 Sie führt einen Wärmenutzungsatlas als 
Planungsgrundlage für die Nutzung von Un-
tergrund und Wasser. 

   

C.  Siedlungsentwässerung    

Entwässerungsplanung    
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§ 39.  1 Die Gemeinde erstellt für ihr Gebiet 
einen Generellen Entwässerungsplan (GEP) 
und führt diesen in der Regel alle zehn Jahre 
nach. Ändert sie die Bau- und Zonenordnung 
erheblich, führt sie den GEP innerhalb von 
zwei Jahren nach. 

§ 39.  1 … 
 
 
 
    … von  
drei Jahren … 

  

2 Ist die Siedlungsentwässerung überkommu-
nal organisiert, erstellen die beteiligten Ge-
meinden einen GEP für das gesamte Gebiet. 

   

3 Die Direktion genehmigt den GEP.    

Öffentliche Abwasseranlagen 
a. Gegenstand 

   

§ 40.  1 Öffentliche Abwasseranlagen sind 
insbesondere die öffentliche Kanalisation und 
die zentrale Abwasserreinigungsanlage.  

   

2 Die Direktion kann weitere bedeutende An-
lagen den öffentlichen Abwasseranlagen zu-
weisen. 

   

b. Erstellung, Betrieb, Unterhalt und Er-
neuerung 

   

§ 41.  1 Die Gemeinden erstellen, betreiben, 
unterhalten und erneuern die öffentlichen Ab-
wasseranlagen. Bei Erneuerungen und er-
heblichen Umbauten passen sie die Anlagen 
dem Stand der Technik an. 

   

2 Sie sind verantwortlich dafür, dass die öf-
fentliche Kanalisation regelmässig kontrolliert 
wird und dass notwendige Reparaturen ohne 
Verzug vorgenommen werden. 
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3 Sie sorgen für einen wirtschaftlichen Betrieb 
der Anlagen, führen eine Anlagenbuchhal-
tung über die bestehenden Anlagen und er-
stellen eine finanzielle Planung unter Einbe-
zug der zu erwartenden Investitionen über  
einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren. 

   

c. Erstellung ausserhalb des Bereichs öf-
fentlicher Kanalisationen 

   

§ 42.  Die Gemeinden erweitern den Bereich 
öffentlicher Kanalisationen 
a. für den Anschluss von Ortsteilen, Wei-

lern, Bauten und Anlagen, wenn diese 
Abwasser mit einer Belastung von mehr 
als 30 Einwohnerwerten verursachen,  

b. wenn öffentliche Interessen den An-
schluss gebieten. 

   

Private Abwasseranlagen 
a. Erstellung, Unterhalt und Erneuerung 

   

§ 43.  1 Die Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümer erstellen, unterhalten, kon-
trollieren, reinigen und erneuern die Abwas-
seranlagen ihrer Grundstücke. 

   

2 Bei Industrieabwasser obliegen die Pflich-
ten nach Abs. 1 den Betriebsinhaberinnen 
und Betriebsinhabern. 

   

3 Die Gemeinden können private Abwasser-
anlagen für neu anzuschliessende Grund-
stücke ganz oder teilweise auf Kosten der  
Eigentümerinnen und Eigentümer erstellen. 

3 …  
 
 
   … und Eigentümer der neu 
anzuschliessenden Grundstücke erstellen. 
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b. Zustandsprüfung    

§ 44.  1 Die Gemeinden sorgen dafür, dass 
der Zustand der privaten Abwasseranlagen in 
regelmässigen Abständen überprüft wird, ins-
besondere bei 
a.  wesentlichen Anpassungen von Bauten 

und Anlagen auf dem Grundstück, 
b.  der Sanierung der öffentlichen Kanali-

sation. 

§ 44.  1 …  
          … in  
angemessenen Abständen überprüft wird, 
insbesondere bei der Sanierung der öffent- 
lichen Kanalisation. 

   

2 Sie verpflichten die Eigentümerinnen und 
Eigentümer schadhafter Abwasseranlagen 
zur Sanierung. 

   

c. Anschlussbewilligung    

§ 45.  1 Die Gemeinden bewilligen den An-
schluss von privaten Abwasseranlagen an 
die öffentliche Kanalisation. 

   

2 Sie erteilen die Bewilligung, wenn  
a.  die Abwasseranlagen und der An-

schluss technisch einwandfrei erstellt 
werden können, und 

b. die Abwassereinleitung keine Störun-
gen in der öffentlichen Kanalisation und 
der zentralen Abwasserreinigungsan-
lage bewirkt. 

   

d. Übernahme durch die Gemeinden    

§ 46.  1 Die Gemeinden können private Ab-
wasseranlagen in ihr Eigentum übernehmen. 

   

2 Bei neu erstellten Abwasseranlagen erfolgt 
die Eigentumsübernahme mit der Abnahme. 
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e. Mitbenutzung    

§ 47.  1 Die Gemeinden können Eigentüme-
rinnen und Eigentümer von Abwasseranla-
gen verpflichten, Dritten die Mitbenutzung zu 
gestatten. 

   

2 Die Eigentümerinnen und Eigentümer der 
Abwasseranlagen haben gegenüber den Drit-
ten Anspruch auf eine angemessene Ent-
schädigung. 

   

3 Streitigkeiten über die Entschädigung rich-
ten sich nach §§ 32 ff. des Gesetzes betref-
fend die Abtretung von Privatrechten vom  
30. November 1879 (Abtretungsgesetz). 

   

Erlass über die Siedlungsentwässerung    

§ 48.  1 Die Gemeinden regeln die Siedlungs-
entwässerung, insbesondere die zur Finan-
zierung nötigen Gebühren und Beiträge. 

   

2 Die Direktion genehmigt den Erlass.    

D.  Schadenereignisse    

Aufgaben und Zuständigkeiten    

§ 49.  1 Der Kanton, die Gemeinden und die 
Kantonale Gebäudeversicherung stellen  
sicher, dass Gefährdungen und Verunreini-
gungen von Gewässern eingedämmt und be-
hoben werden. 

   

2 Die Direktion kann für besondere Anlagen 
wie Nationalstrassen, Bahnanlagen, Flug-
plätze, Grosstankanlagen oder Industrie- 
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betriebe im Einvernehmen mit den dafür Ver-
antwortlichen Regelungen über die Schaden-
behebung treffen. 
3 Sie untersucht die Ursache von Gefährdun-
gen und Verunreinigungen und trifft geeig-
nete Massnahmen, dass sich Schadenereig-
nisse nicht wiederholen. 

   

Pflichten im Ereignisfall    

§ 50.  1 Schadenereignisse sind unverzüglich 
der Polizei oder der Feuerwehr zu melden. 

   

2 Die Verursacherin oder der Verursacher 
trifft ohne Verzug alle zur Vermeidung, Ein-
dämmung oder Behebung eines Schaden- 
ereignisses erforderlichen und zumutbaren 
Massnahmen. 

   

3 Zur Schadenverhütung und -behebung darf 
nötigenfalls in fremdes Eigentum eingegriffen 
werden. 

   

E. Finanzierung*    

* Koordinationsbedarf mit Vorlage 4974 Ge-
meindegesetz 

   

Siedlungsentwässerung 
a. Grundsätze 

   

§ 51.  1 Die Gemeinden erheben  
a.  Gebühren für die Benützung der öffent-

lichen Abwasseranlagen, 

   



43/83 

Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

b. Gebühren für den Anschluss von 
Grundstücken, Bauten und Anlagen an 
die öffentliche Kanalisation, 

c. Beiträge für die Groberschliessung von 
Grundstücken. 

2 Sie bilden für Unterhalt, Erneuerung und 
Ausbau der Anlagen die notwendigen Reser-
ven auf einem Spezialfinanzierungskonto. 

   

 3 Das gebundene Kapital abzüglich des durch 
Gebühren finanzierten Kapitalanteils wird zu 
einem dem Risikoprofil entsprechenden Zins-
satz verzinst. 

  

b. Berechnung der Gebühren    

§ 52.  1 Die Gemeinden legen Gebühren und 
Beiträge kostendeckend und verursacher- 
gerecht fest. 

   

2 Sie  können anstelle von Benützungs- und 
Anschlussgebühren nur Benützungsgebüh-
ren erheben. 

   

3 Sie verlangen für erheblich über dem 
Durchschnitt liegende stoffliche Belastungen 
des Abwassers Zuschläge auf die Benüt-
zungsgebühren. 

   

4 Sie erheben keine Anschlussgebühren für 
den Wertzuwachs einer Liegenschaft, der 
durch eine energetische Sanierung von Bau-
ten und Anlagen entsteht. 
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5 Würden kostendeckende und verursacher-
gerechte Gebühren und Beiträge die umwelt-
verträgliche Entsorgung des Abwassers ge-
fährden, kann diese soweit erforderlich wäh-
rend einer begrenzten Zeit anders finanziert 
werden. 

   

c. Erschliessungsbeitrag    

§ 53.  1 Der Erschliessungsbeitrag beträgt 
höchstens die Hälfte des Mehrwerts, den die 
Groberschliessung bewirkt. 

   

2 Der Bezug des Erschliessungsbeitrags rich-
tet sich nach §§ 17 ff. des Abtretungsgeset-
zes. 

   

3 Wer im Zeitpunkt der Vollendung der Grob-
erschliessung Eigentümerin oder Eigentümer 
des Grundstücks ist, schuldet den Erschlies-
sungsbeitrag. 

   

4 Der Erschliessungsbeitrag wird verrechnet 
mit Entschädigungen, die einer Grundeigen-
tümerin oder einem Grundeigentümer für die 
Abtretung von Rechten im Zusammenhang 
mit der Groberschliessung zustehen. 

   

d. Beitrag an die Kosten für Anlagen von 
überkommunaler Bedeutung 

   

§ 54.  1 Betreibt eine Gemeinde Abwasser-
anlagen von überkommunaler Bedeutung, 
kann sie von anderen Gemeinden, die  
daraus einen Nutzen ziehen, einen angemes-
senen Beitrag an die Kosten verlangen. 
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Antrag des Regierungsrates  
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Der Beitrag bemisst sich nach den einge-
sparten Kosten eigener Abwasseranlagen. 

   

3 Können sich die Gemeinden über den Bei-
trag nicht einigen, kann beim Verwaltungs-
gericht verwaltungsrechtliche Klage erhoben 
werden. 

   

e. Verwendung für den Gewässerunterhalt    

§ 55.  Gebühren und Beiträge können für den 
Unterhalt der öffentlichen oberirdischen Ge-
wässer verwendet werden, soweit diese von 
der Siedlungsentwässerung beansprucht 
werden. 

   

Förderung    

§ 56.  1 Liegt ein erhebliches öffentliches Inte-
resse vor, kann der Kanton 
a.  Massnahmen der Gemeinden oder Drit-

ter zugunsten des Gewässerschutzes 
fördern, 

b.  für Abwasseranlagen Subventionen bis 
zu 75% der anrechenbaren Kosten aus-
richten. 

   

2 Er kann zinsgünstige Darlehen, Risiko- 
garantien oder Bürgschaften gewähren. 

   

3 Werden durch die Subvention und weitere 
Staats- oder Bundesbeiträge mehr als 75% 
der anrechenbaren Kosten gedeckt, wird die 
Subvention herabgesetzt. 

   

Ausführungsvorschriften    
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

§ 57.  1 Der Regierungsrat regelt die Einzel-
heiten. 

   

2 Er kann insbesondere Grundsätze festlegen 
für die Bemessung von 
a. Gebühren und Beiträgen,  
b. Reserven für den Unterhalt, die Erneue-

rung und den Ausbau der öffentlichen 
Abwasseranlagen, 

c. Subventionen. 

   

3 Bei der Bemessung von Subventionen kön-
nen namentlich berücksichtigt werden:  
a.  die Verbesserung der Entsorgungssi-

cherheit,  
b.  der zu erwartende Umweltnutzen, 
c.  die Wirtschaftlichkeit der Massnahmen 

oder Anlagen, für die Subventionen be-
antragt werden, 

d.  die Auswirkungen auf die Höhe der Ab-
wassergebühren. 

   

4. Abschnitt: Nutzung der Gewässer    

A. Konzessionen und Bewilligungen    

Konzessions- und Bewilligungspflicht    

§ 58.  Wer öffentliche Gewässer  
a. im Rahmen des Gemeingebrauchs 

nutzt, benötigt keine Bewilligung oder 
Konzession, 

b. im Rahmen des gesteigerten Gemein-
gebrauchs nutzt, benötigt eine Bewilli-
gung der Direktion, 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

c. im Rahmen einer Sondernutzung nutzt, 
benötigt eine Konzession der Direktion; 
vorbehalten bleibt § 73 Abs. 1. 

 2 Keine konzessions- oder bewilligungspflich-
tige Nutzung liegt vor, wenn 
a. eine geringe Anzahl von Bezügerinnen 

und Bezügern mit einer geringen Menge 
Wasser versorgt wird und 

b. der Nutzung keine öffentlichen oder priva-
ten Interessen entgegenstehen. 

  

Inhalt    

§ 59.  1 Die Konzession oder Bewilligung be-
stimmt den Umfang, die Art und die Dauer 
des Nutzungsrechts sowie die Verhältnisse 
und Verpflichtungen bei dessen Beendigung. 

   

2 Sie ist in der Regel befristet und kann mit 
Bedingungen und Auflagen verbunden wer-
den, insbesondere über zu leistende Sicher-
heiten, Unterhaltsverpflichtungen, energeti-
sche Anforderungen, die Effizienz der Nut-
zung und den Rückkauf. 

   

Erteilung    

§ 60.  1 Die Konzession oder Bewilligung wird 
auf Gesuch hin gewährt. Auf die Erteilung be-
steht kein Rechtsanspruch. 

   

2 Sie wird nur erteilt, wenn die öffentlichen In-
teressen gewahrt bleiben und keine Rechte 
anderer Berechtigter unzumutbar einge-
schränkt werden. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

3 Unter mehreren Gesuchen wird das Projekt 
bevorzugt, das die öffentlichen Interessen am 
besten wahrt. Der Trinkwasserversorgung 
der Bevölkerung kommt Vorrang zu. 

   

Gebühren 
a. Grundsätze 

   

  Minderheit: Barbara Schaffner, Thomas For-
rer, Daniel Sommer 

 

§ 61.  1 Für konzessions- oder bewilligungs-
pflichtige Nutzungen öffentlicher Gewässer 
werden folgende Gebühren erhoben: 
a. einmalige Verleihungsgebühren, 
b. einmalige oder wiederkehrende Nut-

zungsgebühren. 

§ 61.  1 Für konzessions- oder bewilligungs-
pflichtige Nutzungen öffentlicher Gewässer 
werden einmalige oder wiederkehrende Nut-
zungsgebühren erhoben. Für die Nutzung 
der Wasserkraft werden zusätzlich Verlei-
hungsgebühren erhoben. 
 
(Folgeantrag bei § 63 Abs. 2) 

Gemäss Antrag des Regierungsrates 
 
 
 
 
 
 
(Folgeminderheitsantrag bei § 63 Abs. 2) 

 

2 Bei erheblichen öffentlichen Interessen kön-
nen Gebühren herabgesetzt oder es kann 
ganz darauf verzichtet werden. 

   

3 Gebührenforderungen verjähren fünf Jahre 
nach ihrer Fälligkeit. 

3    …  zehn Jahre 
 … 

  

4 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten. 
Insbesondere passt er die Gebühren regel-
mässig der Teuerung an. 

   

    

b. Verleihungsgebühr b. Ausnahme   

 § 61 a. Für konzessions- oder bewilligungs-
pflichtige Nutzungen öffentlicher Gewässer 
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Antrag des Regierungsrates  
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

durch Gemeinden werden keine Gebühren 
erhoben, wenn 
a.  die Nutzung im öffentlichen Interesse 

liegt und 
b. die Gemeinde keinen Ertrag erzielt.  
(Folgeantrag bei § 65. Abs. 3) 

    

 c. Verleihungsgebühr   

  Minderheit: Ruedi Lais, Thomas Forrer, Fe-
lix Hoesch, Rosmarie Joss, Barbara Schaff-
ner, Daniel Sommer 

 

§ 62.  1 Die Verleihungsgebühr bemisst sich 
nach der Höhe der voraussichtlichen Nut-
zungsgebühr. Ist eine wiederkehrende Nut-
zungsgebühr geschuldet, entspricht die Höhe 
der Verleihungsgebühr derjenigen der vo-
raussichtlichen Nutzungsgebühr für ein Jahr. 

§ 62.  1 Die Verleihungsgebühr bemisst sich 
bei Wasserkraftwerken nach dem Aufwand 
für die Bearbeitung des Konzessionsge-
suchs. 

gemäss Antrag des Regierungsrates  

2 Werden Bauten und Anlagen während der 
Konzessions- oder Bewilligungsdauer umge-
baut oder erweitert, ist die Verleihungsgebühr 
nur für die Nutzungssteigerung zu entrichten. 

   

c. Nutzungsgebühr d. …   

§ 63.  1 Die Nutzungsgebühr bemisst sich 
nach: 
a. den eingeräumten Sondervorteilen, 
b. dem mit dem Recht verbundenen wirt-

schaftlichen Nutzen, 
c. der Art und Dauer der Konzession oder 

Bewilligung,  
d. dem Verwendungszweck,  

§ 63.  1 Die Nutzungsgebühr bemisst sich 
nach den eingeräumten Sondervorteilen,  
namentlich nach: 
a. der Menge des beanspruchten Was-
sers bei der Entnahme von Wasser aus ober- 
und unterirdischen Gewässern, 
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Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

e. der Menge des beanspruchten Was-
sers,  

f. der beanspruchten Fläche oder dem 
beanspruchten Volumen, 

g. dem Wert angrenzender Grundstücke, 
wenn oberirdische Gewässer in An-
spruch genommen werden. 

b. dem Mass des Wärmeeintrags bzw. 
des Wärmeentzugs bei der Wärme- oder  
Kältenutzung, 
c. nach der Menge des entnommenen 
Materials bei der Entnahme von Kies, Sand 
und anderem Material, 
d.  der beanspruchten Anstosslänge  
oder Fläche bzw. dem beanspruchten Volu-
men bei der räumlichen Beanspruchung von 
ober- und unterirdischen Gewässern. 

  Minderheit: Barbara Schaffner, Thomas Forrer,
Felix Hoesch, Rosmarie Joss, Ruedi Lais,  
Daniel Sommer 

 

  e. dem mit dem Recht verbundenen wirt-
schaftlichen Nutzen, 

 

    

  Minderheit: Barbara Schaffner, Thomas Forrer,
Felix Hoesch, Rosmarie Joss, Ruedi Lais,  
Daniel Sommer 

 

  f. dem Wert angrenzender Grundstücke,
wenn oberirdische Gewässer in Anspruch ge-
nommen werden. 

 

2 Sie kann einmalig oder wiederkehrend be-
zogen werden. 

Folgeantrag zu § 61 Abs. 1: 
Abs. 2 streichen. 

Folgeminderheit zu § 61 Abs. 1: Barbara 
Schaffner, Thomas Forrer, Daniel Sommer: 
Gemäss Antrag des Regierungsrates 

 

 2 Die Nutzungsgebühr kann während der 
Konzessions- oder Bewilligungsdauer nicht 
geändert werden. Sie wird jedoch regelmäs-
sig an die Teuerung angeglichen. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

3 Die Gebühren für die Wasserkraftnutzung 
werden nach § 74 bemessen. 

   

Schutzmassnahmen und Kostenbeteili-
gung 

   

§ 64.  1 Die Inhaberin oder der Inhaber einer 
Bewilligung oder Konzession kann insoweit 
zu Hochwasserschutz-, Revitalisierungs-, 
Unterhalts- oder Gewässerschutzmassnah-
men verpflichtet werden, als diese durch 
ihre oder seine Nutzung erforderlich sind  
oder werden. Die Inhaberin oder der Inhaber 
trägt die Kosten der Massnahmen. 

   

2 Die Direktion und die Inhaberin oder der  
Inhaber können vereinbaren, dass das Ge-
meinwesen die Massnahmen durchführt und 
die Inhaberin oder der Inhaber die Kosten 
trägt. 

   

Übertragung    

§ 65.  1 Die Übertragung von Konzessionen 
oder Bewilligungen kann von der Zustim-
mung der Direktion abhängig gemacht wer-
den. 

   

2 Die Zustimmung kann aus wichtigen Grün-
den verweigert werden. 

   

 Folgeantrag zu § 61a    

 3 Konzessionen gemäss § 61a sind nicht 
übertragbar. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

3 Das Grundbuchamt trägt Eigentumsübertra-
gungen ins Grundbuch ein, wenn die Zustim-
mung der Direktion vorliegt.  

4 …   

Beendigung 
a. Erlöschen 

   

§ 66.  Die Konzession oder Bewilligung er-
lischt mit Ablauf ihrer Dauer oder durch Ver-
zicht der Inhaberin oder des Inhabers. 

   

b. Verwirkung    

§ 67.  Die Konzession oder Bewilligung kann 
als verwirkt erklärt werden, wenn die Inhabe-
rin oder der Inhaber 
a. von ihren oder seinen Rechten innert 

fünf Jahren keinen Gebrauch macht, 
b. den Betrieb zwei Jahre oder länger  

unterbricht und innert angemessener 
Frist nicht wieder aufnimmt, 

c. wichtige Pflichten trotz Mahnung 
schwer verletzt, 

d. die Frist für die Bauvollendung nicht 
einhält, sofern ihr oder ihm die Verzö-
gerung angelastet werden kann. 

   

    

c. Rückkauf    

§ 68.  1 Der Kanton kann das eingeräumte 
Recht sowie die Bauten und Anlagen nach 
den Konzessionsbestimmungen während der 
Konzessionsdauer zurückkaufen. Die zustän-
dige Behörde macht das Rückkaufsrecht 
mindestens zwei Jahre im Voraus geltend. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Der Rückkauf von Wasserkraftanlagen rich-
tet sich nach den Vorschriften des Bundes-
rechts. 

   

Heimfall    

§ 69.  1 Der Kanton kann in der Konzession 
oder Bewilligung anordnen, dass die Bauten 
und Anlagen bei Ablauf der Nutzungsdauer 
unentgeltlich an ihn fallen. 

§ 69.  1 … 
 
   … der Nutzungs-
dauer an ihn fallen (Heimfall). 

  

 2 Ordnet der Kanton ein Heimfallrecht an, 
wird in der Konzession oder Bewilligung fest-
gelegt, welche Teile der Bauten und Anlagen 
unentgeltlich an den Kanton fallen und wel-
che Teile entschädigt werden. 

  

2 Die Inhaberin oder der Inhaber der Konzes-
sion oder Bewilligung ist verpflichtet, Bauten 
und Anlagen, an denen ein Heimfallrecht be-
steht, in betriebsfähigem Zustand zu erhal-
ten. 

3 …   

3 Der Kanton kann auf die Ausübung des 
Heimfallrechts verzichten und für den Ver-
zicht eine Entschädigung verlangen. 

4 …   

    

Stilllegung von Bauten und Anlagen    

§ 70.  1 Werden die Bauten und Anlagen 
nach der Beendigung der Konzession oder 
Bewilligung nicht weiter benutzt, ergreift  
die Inhaberin oder der Inhaber der Konzes-
sion oder Bewilligung die vorgeschriebenen 
Massnahmen. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Kann auf die Inhaberin oder den Inhaber 
nicht mehr zurückgegriffen werden, ergreift 
die Eigentümerin oder der Eigentümer des 
Grundstücks die vorgeschriebenen Massnah-
men. 

   

Ehehafte Rechte    

§ 71.  1 Die Direktion kann ein ehehaftes 
Recht aufheben, wenn eine Berechtigte oder 
ein Berechtigter jedes Interesse daran verlo-
ren hat. 

   

2 Der Verlust des Interesses wird vermutet, 
wenn das Recht während zehn Jahren nicht 
mehr ausgeübt worden ist.  

   

3 Will die Berechtigte oder der Berechtigte 
Bauten und Anlagen, die aufgrund eines ehe-
haften Rechts erstellt wurden, derart verän-
dern, dass eine erhebliche Mehrnutzung ent-
steht, benötigt sie oder er eine Konzession. 
Mit der Erteilung der Konzession wird das 
ehehafte Recht aufgehoben. 

   

    

Einschränkung von Nutzungsrechten    

§ 72.  1 Durch Konzession oder Bewilligung 
eingeräumte Nutzungsrechte können einge-
schränkt werden: 
a. zur Wahrung erheblicher öffentlicher In-

teressen,  
b. beim Vorliegen wichtiger Bedürfnisse 

einer anderen Berechtigten oder eines 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

anderen Berechtigten, wenn die Ein-
schränkung im öffentlichen Interesse 
liegt. 

2 Die Inhaberin oder der Inhaber der Konzes-
sion oder Bewilligung duldet vorübergehende 
Nutzungseinschränkungen entschädigungs-
los, sofern diese im öffentlichen Interesse er-
forderlich sind. 

   

3 Die Inhaberin oder der Inhaber einer Kon-
zession duldet die Einleitung von Abwasser 
in die Zu- und Ablaufkanäle ihrer oder seiner 
Bauten und Anlagen, wenn eine Einleitungs-
bewilligung gemäss Art. 7 GSchG vorliegt. 

   

B. Wasserkraftnutzung    

Zuständigkeit    

§ 73.  1 Der Regierungsrat erteilt Konzessio-
nen für Wasserkraftanlagen von mehr als 
3000 Kilowatt Bruttoleistung. 

   

2 Die Direktion erteilt Konzessionen für an-
dere Wasserkraftanlagen. 

   

Wasserzins    

§ 74.  1 Für die Nutzung der Wasserkraft wird 
eine jährliche Gebühr (Wasserzins) erhoben. 

§ 74.  1 …          wird 
 ein jährlicher Wasserzins erhoben. 

  

  Minderheit I: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais 

Minderheit II: Michael Welz, Ivo Koller 

2 Die Höhe des Wasserzinses richtet sich 
nach dem bundesrechtlichen Höchstansatz. 

2 Dieser entspricht höchstens dem bundes-
rechtlichen Höchstansatz. 

Gemäss Antrag des Regierungsrates 
 

2 Dieser berücksichtigt die Wirtschaftlichkeit 
der Wasserkraftnutzung. Er entspricht höchs-
tens dem bundesrechtlichen Höchstansatz.  
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

3 Bei Veränderungen am Gewässer oder am 
Wasserhaushalt, die zu einer dauernden Än-
derung der Bruttoleistung führen, wird der 
Wasserzins neu berechnet. 

   

4 Die Berechnung der Bruttoleistung richtet 
sich nach den Vorschriften des Bundesrechts 
über die Wasserkraftnutzung. 

   

Fischerei    

§ 75.  1 Das Recht der Fischerei in den Was-
serkraftanlagen steht dem Kanton zu, soweit 
nicht Rechte Privater nachgewiesen werden 
können. 

   

2 Die Inhaberinnen und Inhaber von Wasser-
kraftanlagen und angrenzenden Grund- 
stücken haben die Ausübung der Fischpacht 
zu dulden. 

   

3 Die Inhaberinnen und Inhaber einer Kon-
zession treffen nach Anweisung der Direktion 
Vorkehrungen, die dem Schutz und dem 
freien Durchgang der Wasserlebewesen,  
insbesondere der Fische, dienen. 

   

C. Weitere Nutzungen    

Grundwasserdurchfluss    

§ 76.  1 Bauliche Eingriffe dürfen die Nutzbar-
keit unterirdischer Gewässer nicht wesentlich 
beeinträchtigen. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Bei baulichen Eingriffen in den Grundwas-
serleiter ist dessen Durchflusskapazität zu er-
halten. Der Regierungsrat kann Ausnahmen 
vorsehen für bauliche Eingriffe von unterge-
ordneter Bedeutung. 

   

Landanlagen 
a. Begriff 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

§ 77.  Landanlagen sind aufgrund einer kan-
tonalen Konzession aufgefüllte und entwid-
mete Teile eines oberirdischen Gewässers. 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

b. Berücksichtigung öffentlicher Interes-
sen 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

§ 78.  Mit raumplanerischen Mitteln und bei 
der Gewässerraumfestlegung wird sicher- 
gestellt, dass die öffentlichen Interessen wie 
namentlich der Landschafts- und Ortsbild-
schutz, der Zugang zum Seeufer und die 
ökologischen Funktionen des Gewässers ge-
wahrt bleiben. 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

c. Eigentum ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

§ 79.  Bestehende Landanlagen stehen in 
der Regel im Eigentum der Inhaberin oder 
des Inhabers der Konzession, neue im  
Eigentum des Kantons. 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

d. Gebührenpflichtige Nutzungen beste-
hender Landanlagen 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

§ 80.  1 Die Nutzung bestehender Land- 
anlagen ist gebührenpflichtig, wenn die 
Landanlage 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

a. mit einer öffentlichen Zweckbestim-
mung unentgeltlich abgetreten wurde, 
und 

b. nicht dem öffentlichen Zweck entspre-
chend genutzt wird. 

2 Die Höhe der Gebühr richtet sich nach  
§§ 61 ff. 

ersetzt durch §§ 10 a.–10 f.   

 §§ 81 bis 118 werden zu §§ 77 bis 114   

Entnahmen von Kies, Sand und anderem 
Material 

   

§ 81.  1 Das Recht, Kies, Sand und anderes 
Material aus den öffentlichen oberirdischen 
Gewässern zu entnehmen, steht dem Kanton 
zu. 

   

2 Entnahmen sind nur zulässig, wenn es der 
Geschiebehaushalt gestattet sowie das tieri-
sche und pflanzliche Leben nicht erheblich 
beeinträchtigt wird. 

   

    

Wassermangel    

  Minderheit: Ruedi Lais, Felix Hoesch, Ros-
marie Joss 

 

§ 82.  1 Bei akutem Wassermangel infolge 
von Trockenheit kann die Direktion die Ge-
meinden ermächtigen, vorübergehende Was-
serentnahmen aus Gewässern zu Bewässe-
rungszwecken zu bewilligen. 

§ 82. 1 Bei akutem Wassermangel ermächtigt 
die Direktion die Gemeinden, die vorüberge-
hende Wasserentnahme aus Gewässern zu 
Bewässerungszwecken zu bewilligen. Die 
Behörden handeln innert nützlicher Frist.  

gemäss Antrag des Regierungsrates  
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Antrag des Regierungsrates  
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Sie ordnet die erforderlichen Auflagen zum 
Schutz des tierischen und pflanzlichen Le-
bens im Gewässer an. 

   

Wasserentnahmen der Feuerwehr, des  
Zivilschutzes und der Armee 

   

§ 83.  1 Die Organe der Feuerwehr, des Zivil-
schutzes und der Armee können oberirdi-
schen Gewässern für Hilfeleistungen und 
Übungen entschädigungslos Wasser entneh-
men. 

§ 83.  1 … 
 
 … entschädigungslos und ohne Be-
willigung Wasser … 

  

2 Die für das tierische und pflanzliche Leben 
notwendige Mindestwassermenge wird im 
Gewässer belassen. Die Direktion teilt die er-
forderliche Mindestwassermenge auf Anfrage 
mit. 

   

D. Verfahren bei Nutzungsgesuchen    

Ordentliches Verfahren 
a. Vorprüfung und Planauflage 

   

§ 84.  1 Die Direktion prüft das Gesuch für die 
Nutzung eines Gewässers vor. Es wird abge-
wiesen, wenn das Vorhaben öffentliche Inte-
ressen erheblich beeinträchtigen würde. 

   

 

2 Die Gemeinde legt das vorgeprüfte Gesuch 
während 30 Tagen öffentlich auf und macht 
die Planauflage öffentlich bekannt. Das Vor-
haben wird soweit darstellbar ausgesteckt. 

Folgeantrag zu § 21 Abs. 1 
2  
   … öffentlich auf  
und veröffentlicht es auf einer Internetseite. 
Sie macht die Planauflage öffentlich bekannt. 
Das Vorhaben wird … 

Folgeminderheitsantrag zu § 21 Abs. 1 ent-
spricht Folgeantrag der Mehrheit. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

b. Einwendungen    

§ 85.  1 Gegen das Gesuch kann jede Person 
innerhalb der Auflagefrist Einwendungen er-
heben. 

   

2 Die Direktion kann zur gütlichen Erledigung 
von Einwendungen eine Lokalverhandlung 
anordnen. Mit der Zustimmung der Beteilig-
ten wird eine Einwendung erledigt. Unent-
schuldigtes Nichterscheinen gilt als Rückzug 
der Einwendung. Diese Rechtsfolge ist in der 
Vorladung anzukündigen. 

   

3 Über streitig gebliebene Einwendungen ent-
scheidet die Konzessions- oder Bewilligungs-
behörde zusammen mit dem Entscheid über 
die Erteilung der Konzession oder Bewilli-
gung. Wer keine Einwendung erhoben hat, 
kann den Entscheid nicht anfechten. 

   

Vereinfachtes Verfahren    

§ 86.  Von der öffentlichen Planauflage und 
dem Einwendungsverfahren kann abgesehen 
werden, wenn ein Vorhaben von untergeord-
neter Bedeutung ist und Interessen Dritter  
offensichtlich nicht berührt. 

   

E. Wasserversorgung    

Zweck    

§ 87.  Zweck der öffentlichen Wasserversor-
gung ist die Bereitstellung und Lieferung von 

   



61/83 

Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Wasser in einwandfreier Qualität, ausrei-
chender Menge und unter genügendem 
Druck zu Trink-, Brauch- und Löschzwecken. 

Zuständigkeiten 
a. Direktion 

   

§ 88.  1 Die Direktion 
a. übt die kantonale Aufsicht über die 

Wasserversorgung aus und sorgt für 
eine hinreichende Koordination, 

b. erarbeitet Grundlagen zur Wasserver-
sorgung, 

c. berät Gemeinden und Wasserversor-
gungsunternehmen, 

d. genehmigt die Generellen Wasserver-
sorgungsprojekte der Gemeinden, 

e. fördert Wasserversorgungsanlagen von 
regionaler und überregionaler Bedeu-
tung, 

f. erlässt Vorschriften über Bau und Be-
trieb von Wasserversorgungsanlagen 
sowie über die Trinkwasserversorgung 
in Notlagen, 

g. trifft Anordnungen über die Verteilung 
des Wassers aus den Wasserversor-
gungsanlagen und regelt die Kosten bei 
drohendem Wassermangel, 

h. bewilligt Bauten und Anlagen, die zum 
Zweck der Anreicherung des nutzbaren 
Grundwassers erstellt werden. 

   

2 Die Direktion kann    
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

a. Gesuche von Wasserversorgungsunter-
nehmen für Grabungen und Sondierun-
gen nach Grundwasser sowie Beobach-
tungen und Untersuchungen auf priva-
ten Grundstücken bewilligen oder diese 
selbst vornehmen, 

b. Bauten und Anlagen zur Anreicherung 
des nutzbaren Grundwassers erstellen, 
wenn dieses in Menge oder Qualität 
nicht genügt. 

b. Gemeinden    

§ 89.  Die Gemeinden 
a. gewährleisten die Wasserversorgung 

innerhalb der Bauzonen und, soweit 
dies mit verhältnismässigem Aufwand 
möglich ist, ausserhalb der Bauzonen; 
sie können ausserordentliche Bedürf-
nisse abdecken, 

b. erstellen ein Generelles Wasserversor-
gungsprojekt über das gesamte Ge-
meindegebiet und führen dieses lau-
fend nach; pro Wasserversorgungsnetz 
sind mindestens zwei voneinander un-
abhängige Einspeisungen vorzusehen, 
soweit daraus keine unverhältnismässi-
gen Kosten entstehen, 

c. bauen die Wasserversorgung gemäss 
dem Generellen Wasserversorgungs-
projekt und der Erschliessungsplanung 
aus, 

d. berücksichtigen bei der Erstellung und 
Erneuerung der Bauten und Anlagen 
den Stand der Technik, 

§ 89.  Die Gemeinden 
lit. a–f unverändert. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

e. sorgen für einen wirtschaftlichen Be-
trieb der Anlagen, führen eine Anlagen-
buchhaltung über die bestehenden An-
lagen und erstellen eine finanzielle Pla-
nung unter Einbezug der zu erwarten-
den Investitionen über einen Zeitraum 
von mindestens zehn Jahren, 

f. üben die Aufsicht über die Wasserver-
sorgungsunternehmen aus, 

g. erstellen ein Konzept über die Trink-
wasserversorgung in Notlagen und tref-
fen die notwendigen Massnahmen, 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
g.   
   … Massnahmen, 
wobei sie die Vorgaben des Kantons betref-
fend Koordination mit den Nachbargemein-
den berücksichtigen,  

h.    regeln die Wasserversorgung, insbeson-
dere die Gebühren und Beiträge, in einem 
Erlass. 

lit. h unverändert.   

Kantonale Bewilligungspflichten    

§ 90.  1 Die Abgabe von Wasser für die Be-
wässerung von grossen Flächen sowie für 
die Wärme- oder Kältenutzung ist nicht Auf-
gabe der Wasserversorgung und bedarf der 
Bewilligung der Direktion. 

§ 90.  1 … 
 
  … der Wasserversorgung. 
Die Abgabe bedarf der Bewilligung der Direk-
tion, wenn sie nicht im Generellen Wasser-
versorgungsprojekt berücksichtigt wurde. 

  

2 Die Bewilligung kann mit Bedingungen und 
Auflagen, insbesondere für die sparsame 
Verwendung und den effizienten Wasserein-
satz, verbunden werden. 

   

Bezugspflicht    

§ 91.  Die Eigentümerinnen und Eigentümer 
von Grundstücken im Einzugsbereich von 

§ 91.   … 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Wasserversorgungsanlagen sind verpflichtet, 
das Wasser aus diesen Anlagen zu bezie-
hen, sofern sie nicht über eine andere ein-
wandfreie Wasserversorgung verfügen. 

 
  …, sofern sie nicht über 
eine andere Wasserversorgung mit einwand-
freier Wasserqualität verfügen. 

 2 Die Verwendung von Regenwasser als 
Brauchwasser in getrennten Systemen ist  
zulässig und gebührenfrei. 

  

Sparsame Verwendung    

§ 92.  Wasser wird in der Regel nur über 
Messeinrichtungen abgegeben. Es ist spar-
sam zu verwenden. 

   

Übernahme privater Versorgungsleitun-
gen durch die Gemeinden 

   

§ 93.  1 Die Gemeinden können bestehende 
und neue private Versorgungsleitungen in ihr 
Eigentum übernehmen oder verlangen, dass 
sie in das Eigentum des Trägers der öffent- 
lichen Wasserversorgung übergehen. 

   

2 Neue Versorgungsleitungen können ganz  
oder teilweise auf Kosten der Eigentümerin-
nen und Eigentümer der anzuschliessenden 
Grundstücke erstellt werden. Sie gehen mit 
der Abnahme in das Eigentum der Gemeinde 
oder des Trägers der öffentlichen Wasserver-
sorgung über.  

   

Finanzierung der Wasserversorgung 
a. Grundsätze 

   

*§ 94.  1 Für die Finanzierung der Wasserver-
sorgung gelten §§ 51 ff. sinngemäss. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Würden kostendeckende und verursacher-
gerechte Gebühren und Beiträge unverhält-
nismässig hoch ausfallen, kann die Wasser-
versorgung soweit erforderlich während einer 
begrenzten Zeit anders finanziert werden. 

   

* Koordinationsbedarf mit Vorlage 4974 Ge-
meindegesetz 

   

b. Gebühren für Löschwassereinrichtun-
gen 

   

§ 95.  Stellen die Gemeinden Löschwasser-
einrichtungen bereit für Grundstücke mit Bau-
ten und Anlagen, die nicht an die öffentliche 
Wasserversorgung angeschlossen sind, kön-
nen sie dafür Gebühren erheben. 

   

    

5. Abschnitt: Umsetzung des Gesetzes    

A. Zuständigkeiten    

  Minderheit: Ruedi Lais, Thomas Forrer, Fe-
lix Hoesch, Rosmarie Joss, Barbara Schaff-
ner, Daniel Sommer 

 

Vollzug und Aufsicht 
a. Kanton 

Vollzug und Aufsicht 
a. Regierungsrat 

  

 § 95a.  Der Regierungsrat erlässt die Verord-
nung. Diese untersteht der Genehmigung 
des Kantonsrates. 

Kein § 95a gemäss Antrag Mehrheit. 
 
(Folge: Marginalien gemäss Antrag des Re-
gierungsrates). 

 

 b. Direktion   
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

§ 96.  1 Die Direktion  
a. vollzieht dieses Gesetz und die Gesetz-

gebungen des Bundes zum Wasser-
bau, zur Wasserwirtschaft und zum Ge-
wässerschutz (Wassergesetzgebung 
des Bundes), 

b. erlässt die erforderlichen technischen 
und organisatorischen Weisungen und 
Richtlinien zum Vollzug, 

c. beaufsichtigt die Erfüllung der den Ge-
meinden und Privaten obliegenden Auf-
gaben, 

d. fördert die regionale, überregionale und 
interkantonale Zusammenarbeit. 

   

2 Genehmigungsbedürftige Akte werden auf 
Rechtmässigkeit, Zweckmässigkeit und An-
gemessenheit geprüft. 

   

3 Die Genehmigung erfolgt im Anschluss an 
die Festsetzung der zu prüfenden Akte. Der 
Genehmigungsentscheid wird, soweit not-
wendig, zusammen mit dem geprüften Akt 
veröffentlicht und aufgelegt. 

   

4 Der Regierungsrat kann Befugnisse der Di-
rektion von untergeordneter Bedeutung durch 
Verordnung auf Gemeinden übertragen, 
wenn diese über ausgewiesene Fachstellen 
und die erforderlichen technischen Dienste 
verfügen. 

   

b. Gemeinden c. …   

§ 97.  Den Gemeinden obliegt die Aufsicht 
über die Einhaltung dieses Gesetzes, der 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Wassergesetzgebung des Bundes sowie der 
gestützt darauf erlassenen Anordnungen, so-
weit nicht der Kanton zuständig ist. 

Aufgabenübertragung 
a. durch den Kanton 

   

§ 98.  Die Direktion kann einzelne Befugnisse 
oder Aufgaben nach diesem Gesetz vertrag-
lich auf öffentlich-rechtliche Anstalten und 
Körperschaften, namentlich Gemeinden, oder 
Private übertragen. 

   

    

b. durch Gemeinden    

  Minderheit: Thomas Forrer, Felix Hoesch, 
Rosmarie Joss, Ruedi Lais 

 

*§ 99.  1 Die Gemeinden können die Aufga-
ben nach § 41 (Siedlungsentwässerung) und 
§ 89 lit. a, c, d und e (Wasserversorgung) 
nach §§ 66 ff. GG* auf Dritte übertragen oder 
nach §§ 73 ff. GG in Zusammenarbeit mit an-
deren Gemeinden erfüllen. 

§ 99.  1  
 
    … (Was-
serversorgung) nach §§ 65 ff. des Gemeinde-
gesetzes vom 20. April 2015 (GG) auf Dritte 
übertragen oder nach §§ 71 ff. GG in Zusam-
menarbeit mit anderen Gemeinden erfüllen. 
Rechtsetzungsbefugnisse können unter Vor-
behalt von § 4 Abs. 2 GG übertragen werden 

gemäss Antrag des Regierungsrates   
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

  Minderheit: Ivo Koller, Thomas Forrer, Felix 
Hoesch, Rosmarie Joss, Ruedi Lais 

 

2 Die Ausgliederung auf juristische Personen 
des Privatrechts ist nur zulässig, wenn die 
Gemeinde oder mehrere Gemeinden zusam-
men über 100% des Kapitals und der Stimm-
rechte verfügen. 

2 Die Ausgliederung auf juristische Personen 
des Privatrechts ist nur zulässig, wenn eine 
oder mehrere Gemeinden zusammen oder 
ein mehrheitlich von Gemeinden beherrsch-
tes privatrechtlich organisiertes Gemeinde-
werk über die Mehrheit des Kapitals und min-
destens zwei Drittel der Stimmrechte verfü-
gen. 

gemäss Antrag des Regierungsrates  

3 Ist über die Ausgliederung oder die Zusam-
menarbeit nach Abs. 1 an der Urne zu be-
schliessen, sind die erforderlichen Rechts-
grundlagen dem Kanton mindestens sechs 
Monate vor der Urnenabstimmung zur Vor-
prüfung vorzulegen. 

   

* Koordinationsbedarf mit Vorlage 4974 Ge-
meindegesetz  

   

Grundlagenbeschaffung und Kartierung    

§ 100.  1 Die Direktion beschafft die für den 
Vollzug dieses Gesetzes sowie der Wasser-
gesetzgebung des Bundes nötigen hydrologi-
schen, geologischen, ökologischen, chemi-
schen, biologischen und wirtschaftlichen 
Grundlagen. 

   

2 Sie führt zu diesem Zweck Messungen an 
Gewässern durch und errichtet zweckdien- 
liche Anlagen, insbesondere Mess- und  
Probenahmestationen. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

3Sie unterhält ein Gewässerschutzlabor, das 
chemische und biologische Untersuchungen 
der Gewässer und der sie beeinflussenden 
Einwirkungen sowie gezielte Untersuchungen 
bei besonderen Verhältnissen und Vorkomm-
nissen durchführt. 

   

B. Instrumente zur Rechtsdurchsetzung    

Auskunfts- und Duldungspflichten    

§ 101.  1 Den mit dem Vollzug dieses Geset-
zes und der Aufsicht betrauten Personen 
sind die erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und die vorhandenen Berichte und Unter- 
lagen kostenlos zur Verfügung zu stellen. 
Fabrikations- und Geschäftsgeheimnisse 
werden vertraulich behandelt. 

   

2 Fremde Grundstücke dürfen zur Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Gesetz began-
gen, befahren oder anderweitig benutzt wer-
den. Die Benutzung wird den Inhaberinnen 
und Inhabern der Grundstücke möglichst früh 
angezeigt. 

   

3 Nutzungsberechtigte sowie Gesuchstellerin-
nen und Gesuchsteller dürfen fremde Grund-
stücke begehen, befahren oder anderweitig 
nutzen, wenn die Direktion sie im Einzelfall 
dazu ermächtigt. 

   

4 Durch die Benutzung entstehender Scha-
den ist zu ersetzen. 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

Zwangsmassnahmen 
a. im Allgemeinen 

   

§ 102.  1 Sind Vorschriften des Bundes oder 
dieses Gesetzes oder gestützt darauf erlas-
sene Anordnungen verletzt, setzt die zustän-
dige Behörde den Pflichtigen unter Andro-
hung von Zwangsmassnahmen eine Frist zur 
Schaffung oder Wiederherstellung des recht-
mässigen Zustands.   

   

2 Wird der rechtmässige Zustand innert Frist 
nicht geschaffen oder wiederhergestellt, ord-
net die zuständige Behörde die Zwangs- 
massnahmen auf Kosten der Pflichtigen an. 

   

b. gegenüber Gemeinden    

§ 103.  1 Erfüllt eine Gemeinde ihre Aufgaben 
nicht rechtzeitig oder ungenügend oder ver-
nachlässigt sie ihre Aufsichtspflichten, ordnet 
die Direktion die erforderlichen Zwangsmass-
nahmen an. Die Gemeinde wird vorgängig 
ermahnt. 

   

2 Die Kosten trägt die Gemeinde. Sie kann 
auf die Pflichtige oder den Pflichtigen Rück-
griff nehmen. 

   

c. antizipierte Ersatzvornahme    

§ 104.  1 Die zuständige Behörde trifft die er-
forderlichen Zwangsmassnahmen, wenn 
a. ein Gewässer verunreinigt ist, 
b. eine unmittelbare Gefahr der Verunrei-

nigung eines Gewässers droht, 
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

c. eine andere Gefahr für ein Gewässer, 
für Personen oder für erhebliche Sach-
werte droht. 

2 Die Verursacherinnen und Verursacher tra-
gen die Kosten. 

   

d. Vollstreckung    

§ 105.  1 Die für eine Anordnung zuständige 
Behörde ist auch für die Vollstreckung ge-
genüber den Pflichtigen zuständig. 

   

2 Im baurechtlichen Verfahren werden die 
Zwangsmassnahmen durch die Gemeinde 
vorgenommen. 

   

Enteignung    

§ 106.  1 Erfordert es der Vollzug dieses Ge-
setzes, können Rechte von Privaten oder von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts enteignet werden. 

   

2 Das Enteignungsrecht steht dem Regie-
rungsrat zu. Er kann es im Einzelfall der Di-
rektion oder Dritten übertragen. Vorbehalten 
bleiben die Zuständigkeiten gemäss § 20 
Abs. 3. 

   

3 Von der öffentlichen Planauflage an dürfen 
während fünf Jahren ohne Zustimmung des 
Enteigners keine rechtlichen oder tatsäch- 
lichen Verfügungen mehr getroffen werden, 
welche die Enteignung erschweren (Enteig-
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Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

nungsbann). Die Wirkungen des Enteig-
nungsbanns richten sich nach dem Abtre-
tungsgesetz. 

Landumlegung 
a. Zuständigkeit 

   

§ 107.  Die Direktion kann Landumlegungen 
im Sinne von Art. 68 Abs. 1 GSchG anord-
nen, wenn 
a. die betroffenen Grundeigentümerinnen 

und Grundeigentümer durch die Abtre-
tung von Land erheblich belastet wer-
den, und 

b. die Kosten der Landumlegung in einem 
günstigen Verhältnis zum Verkehrswert 
der Erwerbsflächen stehen. 

   

b. Entschädigung    

§ 108.  1 Grundeigentümerinnen und Grund-
eigentümer werden entschädigt, wenn sie 
durch die Landumlegung weniger oder 
schlechtere Flächen erhalten. 

   

2 Die Entschädigung bemisst sich nach dem 
Verkehrswert der Flächen. 

   

c. Verfahren    

§ 109.  1 Die Direktion führt das Landumle-
gungsverfahren und fällt die nötigen Ent-
scheide, insbesondere zum Beizugsgebiet 
und zur Neuzuteilung von Grundstücken. Das 
Landwirtschaftsgesetz vom 2. September 
1979 ist nicht anwendbar. 
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2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten.    

Sicherheitsleistung    

§ 110.  1 Die Direktion kann Tätigkeiten, wel-
che die Gewässer gefährden können, sowie 
Bewilligungen und Konzessionen von einer 
Sicherheitsleistung abhängig machen. 

   

2 Sie setzt den Pflichtigen eine angemessene 
Frist zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen an. In 
dringlichen Fällen kann sie darauf verzichten. 

   

3 Die Sicherheitsleistung wird verwendet zur 
Deckung von Kosten für 
a. die Erfüllung von Bedingungen und Auf-

lagen in Bewilligungen und Konzessio-
nen, 

b. Sachverständigengutachten, 
c. Schäden, die durch den Bau, Bestand 

oder Betrieb von Bauten und Anlagen 
verursacht worden sind, 

d. die Bewältigung von Schadenereignis-
sen, 

e. die Wiederherstellung des rechtmässi-
gen Zustands, 

f. die Durchführung von Zwangsmassnah-
men oder die Stilllegung einer Anlage. 

   

Grundpfandrecht    

§ 111.  Dem Kanton und den Gemeinden 
steht für Forderungen aus dem Hochwasser-
schutz (§§ 29–30), für nicht geleistete Er-
schliessungsbeiträge (§§ 51 Abs. 1 lit. c und 
53, 93 in Verbindung mit 51 Abs. 1 lit. c und 
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53) sowie für Verleihungs- und Nutzungs- 
gebühren bei Konzessionen (§§ 61–63, 80) 
gegenüber Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümern ein Pfandrecht zu. 

Anmerkung im Grundbuch    

§ 112.  1 Eine Konzession oder Bewilligung 
kann mit dem Eigentum an einem bestimm-
ten Grundstück derart verbunden werden, 
dass sie nur zusammen mit dem Eigentum 
am Grundstück veräussert werden kann. 

   

2 In diesen Fällen wird die Konzession oder 
Bewilligung samt den Nebenbestimmungen 
im Grundbuch angemerkt. 

   

C. Zusammenarbeit und Koordination    

Zusammenarbeit und Informationsaus-
tausch 

   

§ 113.  1 Kanton, Gemeinden sowie öffent-
lich-rechtliche Anstalten und Körperschaften 
arbeiten in allen wasserwirtschaftlichen Be-
langen zusammen. 

   

2 Sie stellen sich gegenseitig die zu ihrer Auf-
gabenerfüllung erforderlichen Informationen, 
wie Inhalte von Anordnungen, Gebäude- 
versicherungsdaten oder Daten für die Geo-
referenzierung von Bauten und Anlagen, un-
entgeltlich zur Verfügung. 

   

Koordination    
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§ 114.  1 Die benachbarten Träger der Sied-
lungsentwässerung und Wasserversorgung 
stimmen die Planung, den Bau und den Be-
trieb der Anlagen aufeinander ab. 

   

2 Der Regierungsrat kann sie verpflichten, ge-
meinsame Anlagen zu planen, zu erstellen 
und zu betreiben, wenn auf diese Weise eine 
umweltgerechtere, zweckmässigere und wirt-
schaftlichere Aufgabenerfüllung möglich ist. 

   

D. Rechtsschutz und Strafbestimmungen    

Rekursinstanz    

§ 115.  1 Anordnungen, die in Anwendung 
dieses Gesetzes ergehen, können beim Bau-
rekursgericht angefochten werden, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 115.  1 Anordnungen, die in Anwendung 
dieses Gesetzes ergehen, können beim Bau-
rekursgericht angefochten werden, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Aus-
genommen sind Akte des Regierungsrates 

  

 2 Gegen Erlasse der Gemeinden ist der Re-
kurs zulässig. Rekursinstanz ist: 
a. für technische Vorschriften: das Bau- 

rekursgericht, 
b. für finanzhaushalts- und gebührenrecht- 

liche Vorschriften: der Bezirksrat.  

  

2  Ausgenommen sind Akte des Regierungs-
rates 

streichen (enthalten in Abs. 1)   

Behördenbeschwerde    

§ 116.  Gegen Rekursentscheide, welche die 
Anordnung einer kantonalen Instanz ganz  
oder teilweise aufheben, kann die Direktion 
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zur Wahrung öffentlicher Interessen Be-
schwerde beim Verwaltungsgericht erheben. 

Kantonale Verbandsbeschwerde    

§ 117.  1 Gesamtkantonal tätige Verbände, 
die sich seit wenigstens zehn Jahren im Kan-
ton statutengemäss dem Natur- und Heimat-
schutz, der Gewässernutzung, dem Gewäs-
serschutz oder verwandten, rein ideellen Zie-
len widmen, können gegen Anordnungen und 
Erlasse nach diesem Gesetz Rekurs oder 
Beschwerde erheben. 

   

2 Das Rekurs- oder Beschwerderecht steht 
den Verbänden nur für Rügen zu, die mit den 
Interessen des Natur- und Heimatschutzes, 
der Gewässernutzung sowie des Gewässer-
schutzes in unmittelbarem Zusammenhang 
stehen. 
3 § 338 b Abs. 3–5 PBG sind sinngemäss an-
wendbar. 

   

    

    

Strafbestimmungen    

§ 118.  1 Unter Vorbehalt der Anwendung des 
Strafgesetzbuches und der Wasserbau- und 
Gewässerschutzgesetzgebung des Bundes 
wird mit Busse bis Fr. 100 000 bestraft, wer 
vorsätzlich 
a. Bauten oder Anlagen in oberirdischen 

Gewässern oder im Gewässerraum 
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bzw. Uferstreifen ohne Bewilligung  
erstellt oder ändert (§§ 15 und 122), 

b. in Gefahrengebieten die angeordneten 
Objektschutzmassnahmen nicht frist- 
gerecht ergreift 
(§ 24), 

c. gewässerschutzrechtliche Bewilligungs-
pflichten missachtet (§ 34), 

d. private Abwasseranlagen trotz Auffor-
derung der Gemeinde nicht fristgerecht 
saniert (§ 44 Abs. 2), 

e. gewässernutzungsrechtliche Konzes- 
sions- oder Bewilligungspflichten miss-
achtet (§§ 58 ff.), 

f. Anordnungen der Gemeinden im Zu-
sammenhang mit der Aufsicht über die 
Wasserversorgungsunternehmen miss-
achtet (§ 89 lit. f), 

g. Auskunftspflichten verletzt oder behörd-
liche Kontrollen behindert oder vereitelt 
(§ 101 Abs. 1 und 2), 

h. gegen eine gestützt auf dieses Gesetz 
oder ausführende Erlasse ergangene 
Verfügung verstösst. 

2 Wer fahrlässig handelt, wird mit Busse bis 
Fr. 50 000 bestraft. 

   

3 Wer aus Gewinnsucht handelt, wird mit 
Busse bis Fr. 500 000 bestraft. 

   

4 Versuch, Anstiftung und Gehilfenschaft sind 
strafbar. 

   

5 Für Widerhandlungen in Geschäftsbetrie-
ben gelten Art. 6 und 7 des Bundesgesetzes 

   



78/83 

Antrag des Regierungsrates  
vom 28. Januar 2015 
 
 

Antrag der Kommission für Energie, Ver-
kehr und Umwelt vom 28. November 2017 
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vom 22. März 1974 über das Verwaltungs-
strafrecht. 

6 Juristische Personen, Kollektiv- und Kom-
manditgesellschaften sowie Inhaberinnen 
und Inhaber von Einzelfirmen haften solida-
risch für Bussen und Kosten, die ihren Orga-
nen oder Hilfspersonen auferlegt werden. Im 
Verfahren stehen ihnen die gleichen Rechte 
wie den Beschuldigten zu. 

   

7 Strafentscheide sind der Direktion mitzutei-
len. 

   

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen    

Aufhebung bisherigen Rechts    

§ 119.  Die nachstehenden Gesetze werden 
aufgehoben: 
a. Einführungsgesetz zum Gewässer-

schutzgesetz vom 8. Dezember 1974, 
b. Wasserwirtschaftsgesetz vom 2. Juni 

1991. 

   

    

Änderung bisherigen Rechts    

§ 120.  Die nachstehenden Gesetze werden 
wie folgt geändert: 
a. Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch 

vom 2. April 1911 

   

§ 194.  Von Gesetzes wegen bestehen 
folgende Pfandrechte: 

§ 194.  …   
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Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 
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lit. a und b unverändert. 
c. zugunsten des Staates oder der 

Gemeinden gemäss § 111 des 
Wassergesetzes vom ... (WsG), 

lit. d und e unverändert. 
lit. f wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
lit. g wird zu lit. f. 

 
… 
 
 
… 
f. zugunsten des Staates, der Gemeinden und 
der Werkträger Beiträge und Anschlussge-
bühren für öffentliche Unternehmungen und 
Erschliessungsanlagen, für Beitrage an die 
Kosten der Erstellung von Privatstrassen und 
für Ersatzabgaben aus der Befreiung von der 
Pflicht zur Erstellung von Fahrzeugabstellplät-
zen (§ 246 Planungs- und Baugesetz).  
 
lit. g unverändert. 

  

b. Planungs- und Baugesetz vom 7. Sep-
tember 1975  

   

B. Gewässerabstandslinien    

§ 67.  1 Die Bau- und Zonenordnung 
kann gegenüber im Zonenplan einge-
tragenen Gewässern Linien festlegen, 
die über den Gewässerraum hinaus- 
gehen und vom Grenzabstand gegen-
über Nachbargrundstücken abweichen. 

   

2 Mit der Festlegung können die zulässi-
gen Nutzungen geregelt werden. 

   

A. Zweck und Arten 
I. Allgemein 

   

§ 96.  Abs. 1 unverändert.    
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2 Es sind folgende Baulinien zu unter-
scheiden und im Baulinienplan unter 
Angabe ihres Zwecks verschieden dar-
zustellen: 
lit. a unverändert. 
b.  Baulinien für Betriebsanlagen zu 

Verkehrsbauten, wie Parkhäuser, 
Grossparkierungsanlagen, Unter-
halts-, Überwachungs- und Ver-
sorgungsdienste, sowie für kanto-
nale und kommunale Wasserbau-
projekte; 

lit. c unverändert. 

   

C. Massgebliche Grundfläche streichen   

§ 259.  Abs. 1 unverändert. streichen   
2 Ausser Ansatz fallen Waldabstands- 
flächen, soweit sie mehr als 15 m hinter 
der Waldabstandslinie liegen, Wald und 
offene oberirdische Gewässer. 

streichen   

3 Bei Gewässerraumfestlegungen, 
Hochwasserschutzmassnahmen, Aus-
dolungen und Revitalisierungen von 
Gewässern erfährt die massgebliche 
Grundfläche keine Änderung. 

streichen   

Übergangsbestimmungen 
a. bestehende Konzessionen und Bewilli-
gungen 
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Zustimmung zum Antrag des Regierungs- 
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten 
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, sofern nichts anderes vermerkt. 

§ 121.  Dieses Gesetz findet auf bestehende 
Konzessionen und Bewilligungen Anwen-
dung, soweit dadurch nicht wohlerworbene 
Rechte verletzt werden. 

   

b. Bewilligungen im Uferstreifen von  
Gewässern 

   

§ 122.  Solange der Gewässerraum nicht 
festgelegt ist, gilt § 15 auch für Bauten und 
Anlagen im Uferstreifen gemäss den Über-
gangsbestimmungen zur Änderung vom  
4. Mai 2011 der Gewässerschutzverordnung 
vom 28. Oktober 1998. 

   

c. hängige Verfahren    

§ 123.  1 Alle konzessions- oder bewilligungs-
bedürftigen Vorhaben, über welche die zu-
ständige Behörde bei Inkrafttreten dieses Ge-
setzes noch nicht entschieden hat, sind nach 
neuem Recht zu beurteilen. 

   

2 Die Zuständigkeit für die Beurteilung der im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens hängigen 
Rechtsmittel bestimmt sich nach bisherigem 
Recht. Die bisherigen Zuständigkeiten gelten 
auch dann, wenn die Rechtsmittelfrist vor 
dem Inkrafttreten des neuen Rechts zu lau-
fen begonnen hat, aber erst nachher endet. 

   

d. Anpassungspflichten der Gemeinden    

§ 124.  1 Die Gemeinden sorgen dafür, dass 
bestehende Rechtsverhältnisse mit juristi-
schen Personen des Privatrechts, die Träger 
von Aufgaben der Siedlungsentwässerung  
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oder Wasserversorgung sind, innert fünf Jah-
ren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mit-
tels Konzession des öffentlichen Dienstes  
geregelt werden. 
2 Der Gemeindevorstand erteilt die Konzes-
sion. 

   

3 Anstelle der Regelung mittels Konzession 
des öffentlichen Dienstes kann eine Ausglie-
derung nach § 99 erfolgen. 

   

4 Die Gemeinden führen die Anlagenbuchhal-
tung nach §§ 41 Abs. 3 und 89 lit. e innert 
fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes ein. 

   

5 Sie passen ihre Gebührenerlasse für die 
Siedlungsentwässerung (§ 48) und die Was-
serversorgung (§ 89 lit. h) innert fünf Jahren 
nach Inkrafttreten den Anforderungen dieses 
Gesetzes an. 
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II. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum. 

   

III. Es wird zur Kenntnis genommen, dass mit 
dieser Gesetzesvorlage die folgenden parla-
mentarischen Vorstösse erledigt sind: 
1. Motion KR-Nr. 202/2009 betreffend Ge-
bührenbefreiung für Energieeffizienzsteige-
rungen bei Bauten und Anlagen: Änderung  
§ 42 Einführungsgesetz zum Gewässer-
schutzgesetz. 
2. Motion KR-Nr. 201/2009 betreffend Ge-
bührenbefreiung für Energieeffizienzsteige-
rungen bei Bauten und Anlagen: Änderung 
§ 29 Wasserwirtschaftsgesetz. 

III.  …  
    erledigt 
sind: 
1. … 
 
 
 
 
2. Motion KR-Nr. 204/2009 … 

  

IV. Mitteilung an den Regierungsrat.    
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